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Im Oktober 2000 gründete die Bundesrepublik 
Deutschland die  Deutsche Stiftung Friedens-

forschung (DSF) als Einrichtung der Forschungs-
förderung. Der grundlegende Stiftungszweck 
besteht gemäß §2 der Stiftungssatzung darin, 
die Friedensforschung ihrer außen- und sicher-
heitspolitischen Bedeutung gemäß insbeson-
dere in Deutschland dauerhaft zu stärken und 
zu ihrer politischen und finanziellen Unabhän-
gigkeit beizutragen. Die DSF hat den Status ei-
ner Stiftung bürgerlichen Rechts, sie ist im Sinne 
der Abgabenordnung als gemeinnützig aner-
kannt. Die Geschäftsstelle der Stiftung befindet 
sich in der Friedensstadt Osnabrück.  

Zur Erfüllung des Stiftungszwecks fördert die 
DSF wissenschaftliche Projekte der Friedens- 
und Konfliktforschung und trägt damit zur in-
haltlichen und strukturellen Weiterentwicklung 
des Forschungsfeldes bei. Die Stiftung unter-
nimmt keine eigene Forschung, sie gibt jedoch 
über ihre Förderangebote und wissenschaftli-
che Konferenzen Impulse in das Forschungsfeld. 
Darüber hinaus unterstützt sie mit eigenen For-
maten den Wissenstransfer in Politik und Gesell-
schaft. 
 
Die Satzungsreform 2016 

Im Mittelpunkt des Jahres 2016 stand der finale 
Abschluss der Satzungsreform mit Implemen-
tierung zum 10. März 2016. Die konstituieren-
den Sitzungen der Stiftungsorgane fanden in 
Verbindung mit der Festveranstaltung zum 15-
jährigen Bestehen der Stiftung in Osnabrück 
statt. Die Intention der Satzungsreform ist viel-
schichtig, einerseits sollten die Bestimmungen 
präzisiert und um heute übliche Satzungsbe-
stimmungen ergänzt werden. Andererseits soll-
ten die bestehenden Regelungen grundsätzlich 
kritisch reflektiert und die Organisationsstruktur 
der Stiftung überdacht werden, um die Hand-
lungsfähigkeit zu verbessern. 

Mit dem Ergebnis der Satzungsreform ist ein 
grundlegender Wechsel der Organstruktur der 
Stiftung verbunden, dass sich stärker an den im 
Stiftungswesen üblichen Strukturen orientiert. 
Statt der bisherigen einstufigen Struktur, bei der 
lediglich ein Gremium, nämlich der Stiftungsrat, 
sämtliche Kompetenzen auf sich vereinigt, sind 
diese nun auf zwei voneinander getrennte Stif-
tungsorgane verteilt. Die Stiftung erhält einen 
Vorstand, der das gesamte operative Geschäft 
der DSF verantwortet, während der Stiftungsrat 
die grundlegende Ausrichtung der Stiftung in 
den Bereichen Förderung, Transfer, Organisati-
on und Vermögen sowie Kontrollaufgaben 
übernimmt. Die zugehörigen Organstrukturen 
und Beschlussverfahren mussten in Folge dieser 
grundlegenden Veränderung vollständig neu 
konzipiert werden. 

Der Stiftungszweck wurde dahingehend ausdif-
ferenziert, dass die Vermittlung von For-
schungsergebnissen in die Praxis und Öffent-
lichkeit nun ausdrücklich zu den satzungsgemä-
ßen Aufgaben der Stiftung zählt. Gemäß § 2 der 
Satzung verfolgt die Stiftung den Zweck, „die 
Friedensforschung ihrer außen- und sicherheits-
politischen Bedeutung gemäß insbesondere in 
Deutschland dauerhaft zu stärken und zu ihrer 
politischen und finanziellen Unabhängigkeit 
beizutragen“. 
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Die Ziele der Förderangebote der Stiftung 
werden in der Präambel der Satzung for-

muliert. Die Stiftung möchte mit ihrer Arbeit ei-
nen Beitrag dazu leisten, 

- die Innovationspotenziale der Friedens- 
und Konfliktforschung zu stärken, 

- wissenschaftliche Nachwuchskräfte zu 
qualifizieren, 

- die nationale und internationale For-
schungskooperation fächerübergreifend 
zu intensivieren, 

- die Vernetzung von Aktivitäten in For-
schung und Lehre zu fördern, 

- die Vermittlung von Erkenntnissen aus der 
Wissenschaft in die Praxis und Öffentlich-
keit zu verbessern und 

- die Kommunikation zwischen den  
Forschungsakteuren zu vertiefen. 

Das Förderkonzept der Stiftung umfasst unter-
schiedliche Projektformate, die sich in insge-
samt vier Kategorien einteilen lassen: 

- Forschungsprojekte 
- Wissenschaftliche Tagungen 
- Wissenschaftliche Vernetzungs- und Trans-

ferprojekte 
- Ausnahmeprojekte. 

Für die Finanzierung des Förderkonzeptes steht 
ein jährlicher Mindestbetrag in Höhe von 650 
Tsd. Euro zur Verfügung.

Förderangebote der Stiftung

Geförderte Projekte 2016 

Für die Projektförderung insgesamt wurden 728 
Tsd. Euro bereitgestellt, die sich folgenderma-
ßen auf die einzelnen Förderformate verteilen:

Forschungsprojekte 
Bewilligungssumme in 
Tsd. Euro 
567 

Wissenschaftliche  
Tagungen 
Bewilligungssumme  
in Tsd. Euro 
100 

Wissenschaftliche  
Vernetzungs- und  
Transferprojekte 
Bewilligungssumme  
in Tsd. Euro 
41 

Ausnahmeprojekte 
Bewilligungssumme  
in Tsd. Euro 
20 

Verteilung der Förderformate



Forschungsprojekte in der offenen Förderung
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Die Stiftung konnte 2016 in der Kategorie For-
schungsprojekte aus einer Vielzahl eingereich-
ter wissenschaftlicher Projekte auswählen. Ins-
gesamt wurden 21 Anträge auf Projektförde-
rung in das Begutachtungs- und Entschei-
dungsverfahren der DSF aufgenommen. Das 

Gesamtvolumen der eingereichten Vorhaben 
belief sich auf rund 1,6 Mio. Euro. Auf der Grund-
lage externer Fachgutachten bewilligte die Stif-
tung Fördermittel in einer Gesamthöhe von 567 
Tsd. Euro für 8 Forschungsvorhaben.

STANDARDPROJEKT

Antragstermin Juni ‘15 
Polizeimissionen der Vereinten Nationen – Völkerrechtliche Grundlagen, Status und  
Einsatzregeln 
Prof. Dr. Thilo Marauhn, Universität Gießen

Antragstermin Juni ‘15 
Dual-Use-Risiko als Straftat: Strafrechtlicher Schutz vor der ,Möglichkeit militärischer  
Verwendung‘ 
Prof. Dr. Nina Nestler, Universität Bayreuth

Antragstermin Juni ‘15 
Messung von Gewalt und aufkommender Feindseligkeit in anhaltenden Bürgerkriegen:  
Ein auf Mobiltelefonen basierender Ansatz 
Dr. Sebastian Schutte, Universität Konstanz

Antragstermin Dez ‘15 
Untersuchung des Medientenors und der Bevölkerungsmeinung zur aktuellen Flüchtlings -
thematik in den deutschen Medien 
Prof. Dr. Dr. Michael Schenk, Universität Hohenheim

Antragstermin Dez ‘15 
Die Rolle der forensischen Anthropologie in Gewaltszenarien des 21. Jahrhunderts: der Fall  
Mexiko im internationalen Kontext 
Prof. Dr. Marianne Braig & Dr. Anne Huffschmid, Lateinamerika-Institut der Freien Universität Berlin

Antragstermin Dez ‘15 
Internationaler Waffenhandel und intrastaatliche Konflikte: Dynamische Analysen von  
Waffenimporten und deren Wirkung auf Konfliktpotential, Konfliktausbrüche und staatliche  
Repression 
Prof. Dr. Paul Thurner, Geschwister-Scholl-Institut für Politikwissenschaft,  
Ludwig-Maximilians-Universität München

PILOTSTUDIE

Antragstermin Juni ‘15 
Revolution in Military Affairs: Ein Index als Grundlage für vergleichende Ursachenanalysen 
Dr. Mischa Hansel, Universität Gießen 

Antragstermin Dez ‘15 
Verifikation nuklearer Abrüstung: Sachstand und Handlungsoptionen für Deutschland und  
die EU 
Prof. Dr. Harald Müller, Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK), 
Frankfurt a. M.
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Projektleitung  
Prof. Dr. Thilo Marauhn 
Institution 
Professur für Öffentliches Recht und  
Völkerrecht, Universität Gießen 
Fördersumme 
95 Tsd. Euro 
Projektlaufzeit 
Standardprojekt, 24 Monate 
 

Mit Friedensmissionen der Vereinten Natio-
nen (VN) verbindet man primär den Ein-

satz der klassischen Blauhelme, also einen Ein-
satz des Militärs. Die Entsendung von Polizeiein-
heiten wurde insbesondere im rechtlichen Kon-
text lange „stiefmütterlich“ behandelt. Aller-
dings treten die Polizeieinheiten zunehmend in 
den Fokus der VN. So wurde beispielsweise im 
Juli 2016 mit Resolution 2303 (2016) eine eigen-
ständige Polizeikomponente in Burundi eta-
bliert. Auch andere Missionen verfügen teils 
über wesentliche Polizeikontingente. Die Be-
deutung von Polizeikomponenten ist im Laufe 
der letzten Jahre stetig gewachsen – sowohl in 
quantitativer als auch qualitativer Hinsicht: Wa-
ren 1990 lediglich 44 zivile Polizisten im Einsatz, 
stieg die Zahl der eingesetzten Polizisten 2015 
insgesamt auf 13.122. Diese verteilten sich auf 
zwölf Missionen, wobei die Größe der Polizei-
komponente je nach Mission zwischen 6 und 
3165 Personen schwankte. Auch mit Blick auf 
die wahrzunehmenden Aufgaben lässt sich eine 
wesentliche Veränderung nachzeichnen. 

Der Sicherheitsrat der VN befasste sich erstmals 
in seiner Geschichte am 20. November 2014 in 
einer Sitzung exklusiv mit Polizeieinsätzen in 
Friedensmissionen. Im Rahmen dieser Sitzung 
zum Thema „Peacekeeping operations: the role 
of policing in peacekeeping and post-conflict 
peacebuilding“ beriet sich das Gremium mit 
dem Untergeneralsekretär für Friedensmissio-

nen Hervé Ladsous sowie mit Leitern von Poli-
zeikomponenten der VN. Am Ende der Sitzung 
beschloss der Sicherheitsrat Resolution 2185 
(2014). Dabei handelt es sich um die erste und 
bisher einzige Resolution, die sich ausschließ-
lich mit Polizeieinsätzen („policing“) in Friedens-
operationen und politischen Missionen befasst. 
Dies mag auf den ersten Blick erstaunen, wer-
den Polizeikomponenten doch schon seit den 
1960er Jahren in Friedensmissionen eingesetzt. 
Neben der Resolution 2185 (2014) gibt es weite-
re Bemühungen der Vereinten Nationen um die 
UN Polizei (UN Police). Mit Hilfe unterschiedli-
cher Instrumente soll beispielsweise eine Opti-
mierung von Polizeieinsätzen erreicht werden. 
Im Fokus steht die Entwicklung von strategi-
schen Leitlinien („Strategic Guidance Frame-
work for International Police Peacekeeping 
[SGF]“), mit deren Ausarbeitung bereits im Jahre 
2010 begonnen wurde. Mit diesem Dokument 
reagieren die VN auf die zunehmende Komple-
xität von Polizeieinsätzen. Die gesamte Entwick-
lung bedarf sowohl der wissenschaftlichen Be-
gleitung als auch einer wohlwollend-kritischen 
Reflexion. 

Das von der Deutschen Stiftung Friedensfor-
schung (DSF) geförderte Forschungsvorhaben 
„Polizeimissionen der Vereinten Nationen. Völ-
kerrechtliche Grundlagen, Status und Einsatzre-
geln“ wird an der Justus-Liebig-Universität Gie-
ßen in Kooperation mit dem Leibniz Institut 
Hessische Stiftung für Friedens- und Konfliktfor-
schung (HSFK) durchgeführt. An dem Projekt 
sind Herr Prof. Dr. Thilo Marauhn sowie die Pro-
jektmitarbeiterin Frau Judith Thorn beteiligt. In-
haltlich ist das Projekt auf einen dreifachen Er-
kenntnisgewinn ausgerichtet. Es sollen (1) die 
gegenwärtig in Anspruch genommenen völker-
rechtlichen Grundlagen des Einsatzes von Poli-
zeikräften im Rahmen von VN-Friedensopera-
tionen identifiziert und bewertet, (2) der Status 
von Polizeikräften im Rahmen von VN-Friedens-
operationen herausgearbeitet sowie (3) die vor-
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handenen Einsatzregeln bewertet, präzisiert 
und gegebenenfalls weiterentwickelt werden. 

Das Forschungsvorhaben zielt folglich darauf 
ab, einen systematischen Überblick über die für 
Polizeieinsätze der VN geltenden völkerrechtli-
chen Rahmenbedingungen herzustellen. Da-
rauf aufbauend stellen sich zahlreiche Fragen 
im Hinblick auf die bisherigen, aber auch die zu-
künftigen Polizeieinsätze im Rahmen der Ver-
einten Nationen: 

- Auf welchen Entwicklungen beruhen Reso-
lution 2185 (2014) und die einschlägigen 
VN-Politiken? 

- Welche Besonderheiten zeichnen die Poli-
zeikomponente in Friedensmissionen der 
Vereinten Nationen aus? 

- Wie unterscheidet sich die „Polizei“ faktisch 
und rechtlich von dem Militär einerseits 
und dem zivilen Personal andererseits? 

- Hat sich die operative Polizeikomponente 
als eigenständiger Faktor in Friedensmis-
sionen etabliert?  

- Wie wirkt sich dies auf die rechtlichen 
Grundlagen und Rahmenbedingungen der 
Polizeikomponente aus?  

- Wie unterscheiden sich die Einsatzregeln 
der Polizeikomponenten von denen für das 
Militär einerseits und für die zivilen Kompo-
nenten andererseits? 

Das Forschungsvorhaben bringt rechtswissen-
schaftliche Methoden zur Anwendung. So wer-
den der einschlägige Normenbestand und die 
vorhandenen Fakten zueinander in Beziehung 

gesetzt. Andererseits hat das Projekt eine trans-
disziplinäre Komponente: Experteninterviews 
mit Vertreterinnen und Vertretern der VN, ein-
zelner Operationen und des Auswärtigen Amtes 
bilden insoweit das Rückgrat der Untersuchung. 
Kritisch reflektiert werden die Ergebnisse in ei-
nem Workshop.

9
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Projektleitung  
Prof. Dr. Nina Nestler 
Institution 
Universität Bayreuth 
Fördersumme 
53 Tsd. Euro 
Projektlaufzeit 
Standardprojekt, 18 Monate 
 

Ursprünglich entstammt der Terminus 
„Dual-Use“ der Exportkontrolle. Er bezeich-

net Güter oder Technologien, die zwar primär 
für einen zivilen Verwendungszweck erforscht 
oder hergestellt wurden, die aber wegen be-
stimmter Eigenschaften oder gar aufgrund der 
Intention ihrer Eigentümer, Empfänger oder 
Käufer auch für militärische Zwecke verwendet 
werden können. Das deutsche Recht setzt dem 
(strafrechtliche) Grenzen. Die ethischen und 
moralischen Grenzen generell sicherheitsrele-
vanter Forschung werden zwar vereinzelt im ak-
tuellen Schrifttum ausgeleuchtet. Es fehlen je-
doch juristische und insbesondere strafrechtli-
che Publikationen, die sich umfassend mit dem 
Dual-Use-Risiko auseinandersetzen. Dem hiesi-
gen Vorhaben zum Dual-Use-Risiko als Straftat 
kommt damit Pioniercharakter zu. Dabei kon-
zentriert sich das Projekt auf verschiedene Un-
tersuchungsgegenstände: 

(1.) Die Wissenschaftsfreiheit ist grundrechtlich 
abgesichert und unterliegt keiner Schranke 
durch einfachgesetzliches Recht. Dennoch un-
terwerfen sich etliche Universitäten selbst soge-
nannten Zivilklauseln. Darunter versteht man 
Vorschriften oder Richtlinien, durch die diese 
sich von Forschung „zu militärischen oder mili-
tärisch verwendbaren Zwecken“ lossagen. Da 
sich Forschung aber generell in die Zukunft rich-
tet und ein Forscher vor Abschluss der For-
schung letztlich nicht wissen kann, ob er an et-
was militärisch Verwendbarem forscht, sind Zi-

vilklauseln problematisch. Kann der Gesetzge-
ber  – ohne Verletzung der Wissenschaftsfrei-
heit – (strafrechtliche) Regelungen zur Eindäm-
mung des Dual-Use-Risikos erlassen? Mit die-
sem Projekt sollen die Anforderungen an mit 
der Wissenschaftsfreiheit vereinbare Strafnor-
men herausgearbeitet werden. 

(2.) Untersuchungsgegenstand ist zudem das 
sogenannte Präventionsstrafrecht. Darf der 
Staat nur dann auf das Strafrecht als sein 
„schärfstes Schwert“ zurückgreifen, wenn schüt-
zenswerte Interessen verletzt sind, so steht dies 
im Gegensatz zu der Konzeption strafbewehrter 
Beschränkungen des Umgangs mit Dual-Use-
Gütern. Die geltenden Strafvorschriften z.B. des 
Außenwirtschaftsgesetzes sollen zwar vor ge-
waltsamen Eskalationen und politischen Span-
nungen schützen, setzen aber insbesondere 
durch die Bestrafung verbotener bzw. ungeneh-
migter Exporte bereits weit im Vorfeld kriegeri-
scher oder terroristischer Aggression an. Sol-
chen Normen wird vorgeworfen, sie stellten po-
litisches und symbolisches Strafrecht dar, das 
bloßen „Verwaltungsungehorsam“ sanktioniert. 
Es ist Aufgabe dieses Projekts herauszuarbeiten, 
inwieweit sich solche Strafnormen von ihren ur-
sprünglichen Schutzzwecken entfernt haben, 
welchen Schutzzielen sie sich heute verschrei-
ben und etwaigen Reformbedarf aufzuzeigen. 

(3.) Schließlich beschäftigt sich das Projekt mit 
dem Problem des sogenannten Täterstrafrechts. 
Es existieren Straftatbestände, die eine Strafe 
von bestimmten Endverwendungszwecken 
oder insbesondere von der Herkunft bzw. dem 
Hintergrund der Empfänger abhängig machen. 
Damit werden einzelne Personen und deren 
Einstellung zum Gegenstand eines Strafgeset-
zes gemacht, was mit Blick auf den Grundsatz, 
dass strafbar grundsätzlich nur das eigene straf-
würdige Verhalten sein kann, als höchst proble-
matisch eingestuft wird. Im Dual-Use-Kontext 
stellt sich hierbei das Problem, inwieweit An-

Dual-Use-Risiko als Straftat: Strafrechtlicher Schutz  
vor der „Möglichkeit militärischer Verwendung“ 
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knüpfungspunkt überhaupt das Dual-Use-Risi-
ko ist, oder, ob es nicht vielmehr um die Gefähr-
lichkeit der involvierten Personen selbst geht.  

Um sich den drei Untersuchungsgegenständen 
zu nähern, müssen die bestehende Regelungen 
durchleuchtet und überprüft werden; Hand-
lungsbedarf für den Gesetzgeber ist aufzuzei-
gen. Dieser lässt sich jedoch allein dann identifi-
zieren, wenn Mängel der aktuellen Rechtslage 
ebenso wie Defizite in den Regelungsmustern 
erkannt sind. 

Aus der Perspektive der Praxis fokussiert das 
Projekt die zentrale Frage, wo genau die Grenze 
zur strafrechtlichen Relevanz verläuft. Ganz kon-
kret betrifft dies z.B. die Frage, wie internationa-
le Technologietransfers (straf-)rechtlich so ge-
staltet werden können, dass die Gefahr des Ge-
langens von militärisch nutzbarer Software in 
falsche Hände begrenzt und zugleich der friedli-
che Nutzen dieser Technologien gefördert wer-
den kann. Das Projekt bietet damit zugleich Po-
tential für wissenschaftliche Politikberatung in 
einem Feld, das gleichermaßen brisant wie un-
erschlossen ist.
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Projektleitung  
Dr. Sebastian Schutte 
Institution 
Zukunftskolleg, Universität Konstanz 
Fördersumme 
88 Tsd. Euro 
Projektlaufzeit 
Standardprojekte, 12 Monate 
 

Der „Arabische Frühling” von 2011 hat in vie-
len Ländern nicht die gewünschten Verän-

derungen herbeigeführt. Statt demokratische 
Reformen haben Syrien, Irak, Libyen und Ägyp-
ten politische Instabilität oder sogar Bürger-
krieg erlebt. Über Ländergrenzen hinweg sind 
dabei vermehrt Spannungen zwischen ethni-
schen und religiösen Gruppen entstanden, die 
die Region nachhaltig prägen werden. Wie kann 
man diese Eskalation von der Auseinanderset-
zung über gesellschaftliche Verhältnisse zum 
Kampf zwischen Gruppen erklären? 

Um den Übergang von politischer Gewalt zu 

identitätsbasiertem Konflikt besser zu verste-
hen, finanziert die DSF ein elektronisches Um-
frageprojekt in Indien und Kenia. In beiden Län-
dern kommt es immer wieder zu Unruhen zwi-
schen unterschiedlichen ethnischen und reli-
giösen Gruppen. Besonders während lokaler 
Wahlperioden verschärfen sich diese Spannun-
gen. 

Im nördlichen Indischen Bundesstaat Uttar Pra-
desh finden im Februar 2017 Wahlen statt. In 
der Vergangenheit hat es in dieser Zeit Ausei-
nandersetzungen zwischen Hindus und Musli-
men gegeben. Somit ist zu erwarten, dass auch 
in diesem Frühling Einschüchterungen und 
möglicherweise sogar gewalttätige Auseinan-
dersetzungen stattfinden werden. In Kenia fin-
den im August bundesweite Wahlen statt und 
auch dort haben sich während vergleichbarer 
Wahlen ethnische Spannungen verschärft.  

Sebastian Schutte und Constantin Ruhe von der 
Uni Konstanz werden vor den Wahlen eine re-
präsentative Umfrage durchführen, um Einstel-
lungen gegenüber anderen Gruppen und frü-

Messung von Gewalt und aufkommender Feindseligkeit 
in anhaltenden Bürgerkriegen:  
Ein auf Mobiltelefonen basierender Ansatz 

Ein GSM-Stick zum Senden und Empfangen von SMS ist rechts zu sehen, der verwendete Klein-
Computer in der Mitte und das komplette System ist links abgebildet. Das System wurde in In-
dien erfolgreich getestet, in Zusammenhang mit einem mobilem Bezahl-System zur Vergütung 
der Teilnahme. Es lieferte aber zu geringe Teilnahmequoten für weitergehende Forschung.



13

here persönliche Gewalterfahrungen zu erfra-
gen. Anschließend werden in mehreren Wellen 
weitere Erfahrungen und Veränderungen per-
sönlicher Einstellungen über einen Zeitraum 
von sechs Monaten per SMS-Kurznachricht er-
fragt. Die Methodik erlaubt es, den Zusammen-
hang zwischen Erfahrungen und Einstellungen 
zu bestimmen.  

Für die späteren Umfragen kommt ein eigens 
entwickeltes Computersystem zum Einsatz, das 
automatisierte Umfragen per SMS ermöglicht. 
Auf diesem Wege können etwa 1000 Teilneh-
mende wiederholt befragt werden. Zusätzlich 
erlaubt System auch eine Aufwandsentschädi-
gung für Teilnehmende, die direkt in Form von 
Tele-fon-Guthaben übersandt wird. Damit soll 
sichergestellt werden, dass Teilnehmende über 
lange Zeiträume befragt werden können, so 
dass sich die Veränderung ihrer Einstellungen 
gegenüber anderen Gruppen durch persönli-
che Erfahrungen untersuchen lässt. 

Das Erfragen hoch sensibler Erfahrungen und 
Einstellungen in einem von Gewalt geprägten 
Umfeld erfordert ein Höchstmaß an Diskretion. 
Zudem besteht bei direkten Fragen das Pro-
blem, dass diese aufgrund von Angst oder so-
zialer Erwartungen nicht korrekt beantwortet 
werden. Aus diesem Grund verwenden die Um-
fragen surveyexperimentelle Methoden, die es 
ermöglichen die Antworten auf sensible Fragen 
zuverlässig zu messen, ohne dass das Antwort-
verhalten eines einzelnen Teilnehmers direkte 
Rückschlüsse auf dessen individuelle Einstel-
lung zulassen. Beispielsweise wird nie direkt ge-
fragt wie Hindus gegenüber Moslems stehen, 
sondern nur wie Hindus gegenüber Moslems 
stehen, die eine bestimme politische Position 
vertreten. Durch ein Erfragen von Einstellungen 
gegenüber dieser politischen Position in einer 
Kontrollgruppe kann aber die Einstellung ge-
genüber Moslems geschätzt werden. 

Das Forschungsprojekt eröffnet innerhalb der 
quantitativen Friedens- und Konfliktforschung 
sowohl theoretisch als auch methodisch eine 

neue Forschungsperspektive. Bisherige Erklä-
rungsversuche zielen vor allem auf die Rolle von 
Eliten und betrachteten Gruppen als weitge-
hend homogene Akteure, die durch Eliten ge-
steuert werden. Sebastian Schutte und Con-
stantin Ruhe tragen eine individuelle Sichtweise 
bei, die persönliche Identität, Gruppenzusam-
menhalt sowie Vorurteile oder Feindbilder auf 
individuelle Erfahrungen zurückführt und statis-
tisch modelliert. Das Projekt ermöglicht somit, 
die individuelle Mikrodynamik hinter Gruppen-
konflikten nachzuzeichnen und setzt den Trend 
zu immer höher auflösenden Forschungsprojek-
ten in der quantitativen Friedens- und Konflikt-
forschung fort. Dabei sollen Forschungsergeb-
nisse sowohl für ein Fachpublikum als auch für 
eine breite Öffentlichkeit hergestellt werden. 
Ein langfristiges Ziel ist es, die individuellen De-
terminanten von Feindschafts- und Vorurteils-
bildung so gut zu verstehen, dass sich Interven-
tionsstrategien formulieren lassen.

Abbildung des Prototypen für ein Mobilfunk-
basiertes Umfragesystem in Konfliktgebieten. 
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Projektleitung  
Prof. Dr. Dr. habil. Michael Schenk 
Institution 
Institut für Kommunikationswissenschaft, 
Universität Hohenheim 
Fördersumme 
92 Tsd. Euro 
Projektlaufzeit 
Standardprojekt, 24 Monate 
 

Der Hintergrund des Forschungsvorhabens 
bezüglich der „Untersuchung des Medien-

tenors und der Bevölkerungsmeinung zur aktu-
ellen Flüchtlingsthematik in den deutschen Me-
dien“ ist die durch Verfolgung, Gewalt, Konflikte 
und Krisen, die grobe Missachtung von Men-
schenrechten sowie schwierige Lebensbedin-
gungen seit ein paar Jahren weltweit drastische 
Zunahme an Flüchtlingen. Derzeit zählen da-
runter so viele Menschen, wie seit dem zweiten 
Weltkrieg nicht mehr. Lange Zeit kamen diese 
Flüchtlinge vor allem in anliegenden Entwick-
lungsländern unter. Aufgrund schwieriger öko-
nomischer und sozialer Rahmenbedingungen, 
mit denen diese Länder selbst zu kämpfen ha-

ben, verlagern sich die Flüchtlingsbewegungen 
jedoch immer mehr in den europäischen Raum 
und dabei insbesondere nach Deutschland. 
Dessen Bevölkerung, die noch nie so vielen 
Menschen Zuflucht gewähren musste, reagiert 
entsprechend verunsichert auf die ungewohnte 
Situation. Ereignisse, wie die Anschläge in Paris 
im November 2015, Brüssel und Nizza im Jahr 
2016, zahlreiche Übergriffe in einigen deut-
schen Großstädten in der Silvesternacht 
2015/2016 sowie die Vorkommnisse in Würz-
burg, Ansbach, Freiburg und der erst kürzlich 
stattgefundene terroristische Angriff auf einen 
Berliner Weihnachtsmarkt nähren diese Unsi-
cherheit, verursachen Vorurteile und schüren 
Ängste, denen seit geraumer Zeit auch in der 
Öffentlichkeit zunehmend Ausdruck verliehen 
wird: So unter anderem in Form von scharfer öf-
fentlicher Kritik an der aktuellen Politik, ebenso 
wie im Rahmen von Demonstrationen (bspw. 
PEGIDA) oder im Zuge der Wahlen, mit einem 
zuletzt besorgniserregenden Ausgang für 
rechtspopulistische Kräfte. Doch auch gewalttä-
tige Eskalationen sind zu verzeichnen, wie bei-
spielsweise im Rahmen vermehrter Anschläge 
gegen Flüchtlingsheime.  

Die Medien spielen bei dieser 
gesellschaftlichen Entwick-
lung in der Bundesrepublik ei-
ne bedeutende Rolle, denn sie 
sind in der Regel die einzige 
Bezugsquelle für Informatio-
nen über die Flüchtlinge und 
prägen damit im Besonderen 
die Vorstellungen, Meinungen 
und Einstellungen über diese. 
Der über die Medien vermittel-
te Tenor kann demnach ent-
sprechende, teils schwerwie-
gende Folgen nach sich zie-
hen. Aus diesem Grund soll 
sich das Forschungsvorhaben 

Untersuchung des Medientenors und  
der Bevölkerungsmeinung zur aktuellen  
Flüchtlingsthematik in den deutschen Medien 

Foto der dpa aus der Homepage der Bild-Zeitung  
vom 28. Januar 2016 
Titel des Artikels: Bild checkt die Lage auf der Balkanroute.  
Flüchtlinge versinken im Matsch.
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diesem Medientenor bezüglich des massiven 
Anstiegs an Asylsuchenden in Deutschland und 
dessen möglicher Konsequenzen auf das dies-
bezügliche Meinungsbild der Bevölkerung wid-
men. Im Fokus soll hierbei der Tenor zu den ver-
schiedenen Themen und Ereignissen im Rah-
men der Entwicklungen zur Flüchtlingsthema-
tik, ebenso wie die Aussagen der in den Medien 
diesbezüglich zu Wort kommenden Akteure 
stehen. Darüber hinaus sollen die folgenden 
drei Aspekte betrachtet werden: Wie stellen die 
Medien die Flüchtlinge dar? Wie positionieren 
sie sich in ihren Berichten und Artikeln hinsicht-
lich der Aufnahme von Flüchtlingen in Deutsch-
land? Und wie wird die Flüchtlingspolitik von 
Bundeskanzlerin Angela Merkel massenmedial 
kommuniziert? 

Zu diesem Zweck ist eine umfassende Inhalts-
analyse der in der deutschen Medienlandschaft 
wichtigsten deutschen Nachrichtenmedien im 
Print-, wie auch TV-Bereich sowie der am meis-
ten genutzten sozialen Medien, über den Zeit-
raum von einem Jahr, vorgesehen. Des Weiteren 
werden bevölkerungsrepräsentative Umfrage-
daten aus diesem Zeitraum mit Bezug zu dieser 
Thematik hinzugezogen, an denen dann 
schließlich der ermittelte Medientenor gespie-
gelt wird, um festzustellen inwiefern die mas-
senmedialen Darstellungen auf die Stimmung 
in der deutschen Bevölkerung gegenüber den 
Flüchtlingen aber auch gegenüber der aktuel-
len deutschen Politik Auswirkungen zeigen. Da-
rüber hinaus wird über die bereits angespro-
chene Analyse der sozialen Medien ebenso er-
mittelt, welche Themen seitens der Bürgerinnen 
und Bürger bezüglich der Flüchtlingsthematik 
im Besonderen diskutiert werden und wie sie 
sich diesbezüglich positionieren. Die so ermit-
telten Erkenntnisse können als Indikator dafür 
gesehen werden, was die deutsche Bevölke-
rung aktuell in welcher Weise besonders be-
wegt. Dies ist auch deshalb äußerst relevant, da 
sich die Akteure aus dem Volk im Rahmen ihrer 
Kommunikation miteinander auch untereinan-
der beeinflussen. 

Mittels dieser umfassenden Analyse der Medi-
enberichterstattung und der Kommunikation in 
den sozialen Medien sowie dem Einbezug aktu-
eller Umfragedaten sollen Erkenntnisse gewon-
nen werden, wie künftig mit derart sensiblen, 
emotions- und konfliktbeladenen Themen in 
der Berichterstattung umgegangen werden 
sollte sowie wie auch die Politik diesbezüglich 
besser in der Öffentlichkeit agieren und auf die 
entsprechende öffentliche Kommunikation rea-
gieren sollte. Mittels darüber formulierter Hand-
lungsempfehlungen sollen künftig medial er-
zeugte negative Konsequenzen für die Gesell-
schaft im Idealfall vermieden oder zumindest 
gegengesteuert werden, indem eine bestmögli-
che Basis für die Meinungsbildung der breiten 
Bevölkerung geschaffen und darüber idealer-
weise ein friedlicheres Miteinander unterstützt 
wird.

Foto der dpa aus der Homepage der FAZ vom 
02. März 2015 
Titel des Artikels: Nach Demo in Dresden.  
Pegida-Anhänger gehen auf Flüchtlinge los.
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Projektleitung  
Prof. Dr. Marianne Braig und  
Dr. Anne Huffschmid 
Institution 
Lateinamerika-Institut der  
Freien Universität Berlin 
Fördersumme 
99 Tsd. Euro 
Projektlaufzeit 
Standardprojekt, 24 Monate 
 

Der Gewaltschock von „Ayotzinapa“, als pro-
testierende Studenten im südmexikani-

schen Guerrero im Herbst 2014 von Polizisten 
angegriffen und verschleppt wurden, hat die 
Gewaltkrise Mexikos landes- wie weltweit in 
neuer Weise skandalisiert. Vor allem drei Phäno-
mene rückten dabei in das Blickfeld: Die Wieder-

kehr des ‚gewaltsamen Verschwindenlassen‘ un-
ter dem Vorzeichen einer neuartigen Gewaltdy-
namik, die massenhafte Existenz klandestiner 
Grabstätten und das Instrumentarium der fo-
rensischen Anthropologie, die sich der Lokali-
sierung und Identifizierung von Gewaltopfern 
verschreibt. Nicht zuletzt durch die Arbeit des 
argentinischen Forensikerteams EAAF, das den 
Fall der 43 verschwundenen Studenten – im Wi-
derstreit mit den mexikanischen Behörden – un-
tersucht, erscheint die scheinbar neutrale Fo-
rensik erstmals als politisch bedeutsames Feld.  

Die politische, kulturelle und soziale Wirkmacht 
der forensischen Anthroplogie steht im Zen-
trum des Forschungsprojekts. Untersucht wird – 
im Anschluss an eine 2015 durchgeführte Pilot-
studie – am Beispiel Mexiko aber in internatio-
naler Kontextualisierung, ihr Potenzial für die 
gesellschaftliche Verarbeitung von Gewaltkon-

Die Rolle der forensischen Anthropologie in  
Gewaltszenarien des 21. Jahrhunderts:  
der Fall Mexiko im internationalen Kontext 

Kongress der „La Asociación Latinoamericana de Antropología Forense (ALAF )“ (Mexiko 2016).
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flikten des 21. Jahrhunderts. Forensische An-
thropologie verstehen wir als Dispositiv der 
Sichtbarmachung im doppelten Sinne: Als so-
ziale Materialisierung bislang unsichtbarer Ge-
waltzusammenhänge, wie auch als Visualisie-
rung, also als Produktion von Bildern, die auf die 
soziale Imagination von Gewalt einwirken.  

Ein Ansatzpunkt der Studie ist ein neu gegrün-
detes Team, das Equipo Mexicano de Antropo-
logía Forense (EMAF), das nach dem Vorbild an-
derer lateinamerikanischer Teams in Mexiko ei-
ne zivilgesellschaftliche Forensik instituieren 
will. Eine solche regierungsunabhängige und 
menschenrechtsorientierte Praxis wurde Mitte 
der 1980er Jahr zuerst in Argentinien entwickelt 
und wird seither vom EAAF in vielen Postkon-
flikt-Szenarien der Welt praktiziert. Dabei geht 
es stets darum, ehemals Verschwundene wieder 
als Menschen zu konstituieren und in den sozia-
len Raum zurückzuholen, die dahinterstehen-
den Verbrechen/smuster zu rekonstruieren und 
Angehörigen – besonders gegenüber staatli-

chen Behörden – zu ihren Rechten zu verhelfen. 

Mexiko stellt eine solche Forensik vor neue He-
rausforderungen. Denn anders als in den Dikta-
turen, Bürgerkriegen und Genoziden der Ver-
gangenheit operiert hier nicht mehr der Staat 
als zentraler Gewaltakteur, sondern ein diversifi-
ziertes Gewaltregime, in dem miteinander (und 
mit dem Staat) konkurrierende wie auch ver-
flochtene Gewaltakteure massenhaft die Ent-
menschlichung ihrer Opfer betreiben. Da dies in 
der Gegenwart geschieht, agieren auch forensi-
sche Anthropologen hier nicht im Nachhinein, 
sondern nahezu zeitgleich mit den Gewaltak-
teuren. Eine Jahrzehntelang konstatierte „Kultur 
der Straflosigkeit“ hat zudem das gesellschaftli-
che Vertrauen in staatliche Behörden und Er-
mittlungsverfahren weitgehend erodiert hat. 
Dies führte in Mexiko dazu, dass gewaltbetroffe-
ne Familien in den letzten beiden Jahren erst-
mals ihre aktive Beteiligung an der forensischen 
Suche reklamieren und teilweise schon prakti-
zieren. 

Fragmente von Zähnen (Mexiko-Stadt 2016). 
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Die Studie soll Erkenntnisse darüber liefern, wie 
eine zivilgesellschaftliche Forensik unter sol-
chen veränderten Bedingungen operieren 
kann. Bearbeitet werden dafür vor allem drei 
Stränge: Erstens, die Frage nach Vertrauensbil-
dung als zentrale Ressource forensischen Agie-
rens, kaum weniger bedeutsam als 
(kriminal)technische Expertisen, und die Mög-
lichkeiten einer ‚partizipativen Forensik‘. Unter-
sucht wird in einer beobachtenden Feldbeglei-
tung, vor allem des EMAF, die Interaktion zwi-
schen Gewaltbetroffenen, Forensikern und Be-
hörden. Welche Erwartungen und Vorstellun-
gen werden formuliert, wie artikuliert sich Miss-
trauen, wie wird Vertrauen generiert? An welche 
Grenzen stoßen die jeweiligen ethischen, politi-
schen und professionelle Erwartungen und An-
sprüche?  

Zweitens, die Rolle transnationaler Wissens-
transfers: Nachdem herausgearbeitet wurde, 
wie sehr die lateinamerikanische Menschen-
rechtsforensik als transnationales Feld konstitu-
iert ist, wird nun das Agieren ausländischer Ex-
perten genauer beleuchtet, in Bezug auf die Fa-
milien, wie auch gegenüber den Behörden und 
Öffentlichkeit (Pressekorpora, Expertengesprä-
che). In dem Workshop soll zunächst ein trans-
nationaler Austausch zu den Herausforderun-
gen einer Forensik des 21. Jahrhunderts und 
den veränderten Gewalttypologien befördert 
werden, zu dem neben dem EMAF auch 
Expert/innen aus Argentinien und Kolumbien 
geladen werden sollen.  

Eine dritte Achse betrifft die Frage forensischer 
Bildlichkeit: Bilder spielen für die soziale Imagi-
nation Gewalt, so bisherige Studien, eine zen-
trale und zugleich ambivalente Rolle. Diese wird 
nun genauer untersucht: zum einen die Bedeu-
tung fotografischer Bilder im forensischen Pro-
zess (Exhumierung, Identifizierung), im media-
len oder wissenschaftlichen Bilddiskurs, bei den 
Bildstrategien von Angehörigen und Erinne-
rungskateuren. Zum anderen stellt sich die Fra-
ge nach einer – auch visuellen – forensischen 
Ethik: Was wären Elemente einer anderen Bild-

sprache, also ‚anderer‘ Bilder von den Toten? 
Dieser Frage wird mit eigenen und kollaborati-
ven Bildproduktionen (Fotografie, Video) nach-
gegangen. 

Insgesamt zum Einsatz kommt ein bereits er-
probtes Set kombinierter kulturwissenschaftli-
cher Methoden: ethnographische Felderkun-
dungen, visuelle Feldzugänge sowie bild- und 
diskursanalytische Lektüren. Ergebnisse werden 
in Form eines elektronisch verfügbaren, multi-
medialen Dossiers zugänglich gemacht, in 
Buch- und Zeitschriftenbeiträgen sowie mittels 
einer internationalen Fachtagung. 

Geleitet wird das Projekt von Dr. Anne Huff-
schmid (Durchführung) Prof. Dr. Marianne Braig 
vom Lateinamerika-Institut der Freien Universi-
tät Berlin.
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Projektleitung  
Prof. Dr. Paul W. Thurner und  
Dr. Oliver Pamp 
Institution 
Geschwister-Scholl-Institut für Politik -
wissenschaft, Ludwig-Maximilians- 
Universität München 
Fördersumme 
100 Tsd. Euro 
Projektlaufzeit 
Standardprojekt, 24 Monate 
 

Seit dem Jahr 2000 lässt sich eine erhebliche 
Zunahme im internationalen Handel mit 

großen konventionellen Waffen (major conven-
tional weapons - MCW) verzeichnen, bei Klein-
waffen und leichten Waffen (small arms and 
light weapons - SALW) setzte diese Zunahme 
schon in den 1990ern ein. Zudem ist ab dem 
Jahr 2003 nach Jahren des Rückgangs wieder 
ein Anstieg in der Anzahl bewaffneter Konflikte 
zu verzeichnen. Diese kosteten allein im Jahr 
2014 über 100.000 Menschen das Leben – der 
höchste Wert seit 1994. In einigen der großen 
Exportnationen wie etwa Deutschland hat da-
her die politische Debatte über die möglichen 
Auswirkungen von Waffenlieferungen auf die 
Empfängerländer an Intensität zugenommen 
hat. Die praktische Relevanz und politische Bri-
sanz dieser Fragen wird nicht zuletzt auch bei 
jeder Entscheidung der deutschen Bundesre-
gierung deutlich, wenn es um die Erteilung von 
Exportgenehmigungen für Lieferungen an 
nicht-demokratische Staaten geht. Was in die-
sen wichtigen Debatten jedoch bislang erstaun-
licherweise fehlt, sind belastbare empirisch-
quantitative Erkenntnisse, wie sich Lieferungen 
von sowohl großen konventionellen Waffen als 
auch Kleinwaffen tatsächlich auf intrastaatliche 

Konflikte auswirken. Darüber hinaus gibt es bis-
her insbesondere im Bereich der Kleinwaffen 
nur unzureichende Daten über Lieferungen an 
Rebellengruppen. Derartige Informationen sind 
jedoch die empirische Grundlage, um den Ein-
fluss von Waffentransfers auf das Konfliktverhal-
ten staatlicher wie auch nichtstaatlicher Akteure 
besser verstehen zu können. 

Das Ziel dieses Forschungsprojektes ist es daher, 
in einem ersten Schritt systematisch Informatio-
nen zu legalen und illegalen Waffenlieferungen 
an nichtstaatliche Akteure zu erheben und in ei-
nem umfangreichen Datensatz zum internatio-
nalen Waffenhandel zu integrieren. Auf dieser 
Basis erfolgt eine umfassende, statistische Un-
tersuchung, ob und unter welchen Bedingun-
gen Waffenlieferungen (1) latente intrastaatli-
che Konflikte virulent werden lassen oder aber 
eher zu einer Stabilisierung beitragen; (2) die 
Konfliktintensität verschärfen; (3) das Ausmaß 
an Repression und Menschenrechtsverletzun-
gen erhöhen. Des Weiteren wird (4) geprüft, in-
wieweit sich die Konfliktdynamik wiederum auf 
die Nachfrage nach Waffenimporten in folgen-
den Perioden auswirkt. Dabei werden alle For-
men innerstaatlicher politischer Gewalt berück-
sichtigt. Es werden daher nicht nur ethnische, 
sondern auch religiöse, nationalistische Konflik-
te sowie politisch und ökonomisch motivierte 
Rebellionen in die Analyse einbezogen.  

Die Erhebung der Daten zu Waffenlieferungen 
an nichtstaatliche Akteure erfolgt in enger Zu-
sammenarbeit mit dem Stockholm Internatio-
nal Peace Research Institute (SIPRI) und der Nor-
wegian Initiative on Small Arms Transfers (NI-
SAT). Hierbei werden bestehende Informatio-
nen mit neuen, durch quantitative und qualita-
tive Dokumentenanalysen gewonnen Daten, 
zusammengeführt. Dies resultiert in einem um-

Internationaler Waffenhandel und intrastaatliche  
Konflikte: Dynamische Analysen von Waffenimporten  
und deren Wirkungen auf Konfliktpotential,  
Konfliktausbrüche und staatliche Repression 
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fangreichen Paneldatensatz, der alle intrastaatli-
chen Gewaltkonflikte seit dem Ende des 2. Welt-
kriegs enthält. Die statistischen Analysen erfol-
gen auf Grundlage eines theoretischen Kausal-
modells, welches die Wirkungsmechanismen 
von Waffentransfers in Konfliktländer identifi-
ziert und parametrisiert. Der methodische 
Schwerpunkt bei der empirischen Auswertung 
liegt auf dynamischen Analyseverfahren, wel-
che insbesondere der Tatsache Rechnung tra-
gen, das Waffenimporte nicht nur selbst Konflik-
te beeinflussen können, sondern auch selbst 
durch Konflikte erst verursacht werden. Dieses 
sogenannte Endogenitätsproblem ist in bisheri-
gen Studien zu dem Thema nicht ausreichend 
berücksichtigt worden. Eine adäquate statisti-
sche Modellierung dieses Problems ist aller-
dings eine Grundvoraussetzung, um eindeutige 
und zuverlässige Ergebnisse zu erhalten. Dies 
soll in diesem Forschungsprojekt durch Verwen-
dung von strukturellen Gleichungsmodellen 
und innovativen Instrumentenvariablenansät-
zen erreicht werden.  

Die Ergebnisse des Projektes werden darüber 
Aufschluss gehen, welche Auswirkungen die 
Lieferungen von konventionelle Großwaffen 

und Kleinwaffen auf intrastaatliche Konflikte, 
staatliche Repression und Menschenrechtsver-
letzungen haben und wie diese wiederum die 
Nachfrage nach Waffentransfers beeinflussen. 
Es leistet somit einen Beitrag zur Grundlagen-
forschung über den kausalen Zusammenhang 
von Waffenhandel und Konflikten. Diese Ergeb-
nisse sind unmittelbar auch für die Politikbera-
tung verwertbar. Sie liefern eine wichtige 
Grundlage zur Beantwortung politisch-pro-
grammatischer Fragen: z.B. wie sollten Export-
richtlinien formuliert sein, damit sie bestimm-
ten ethischen Kriterien einer verantwortungs-
vollen Exportpolitik gerecht werden? In wel-
chen Konfliktkonfigurationen sollten keine Ex-
porte an bestimmte Länder durchgeführt wer-
den? In welchen Regimetypen fördern Waffen-
lieferungen das Konfliktpotential? Auf Basis der 
empirischen Befunde werden sich sehr viel bes-
ser abgesicherte Prognosen über die möglichen 
Auswirkungen von Waffenexporten auf Emp-
fängerländer vornehmen lassen.

Europäisches Netzwerk des Waffenhandels (2013) mit externen Handelspartnern
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Projektleitung  
Dr. Mischa Hansel 
Institution 
Institut für Politikwissenschaft der RWTH 
Aachen 
Fördersumme 
20 Tsd. Euro 
Projektlaufzeit 
Pilotstudie, 12 Monate 
 

Militärstrateg*innen beschwören seit nun-
mehr drei Jahrzehnten eine sogenannte 

Revolution in Military Affairs (RMA). Diesbezüg-
lich spielen menschliche Kompetenzen und de-
ren Berücksichtigung in der militärischen Aus-
bildung und Praxis eine nicht zu vernachlässi-
gende Rolle. Die technischen Veränderungen 
bleiben aber gerade in der politischen Diskussi-
on dominant. Dabei stechen zwei Potentiale 
hervor: Neue Technologien ermöglichen erstens 
überlegene Informationslagen durch die Aggre-
gation und Verknüpfung von Daten und zwei-
tens eine drastische Reduktion der Zeit zwi-
schen Situationserfassung und militärischer Ak-
tion. Ursächlich für diese Potentiale sind insbe-
sondere Verbesserungen der Sensorik sowie 
Prozesse der Automatisierung und Digitalisie-
rung. Die Effekte dieser technischen RMA wer-
den kontrovers diskutiert. Befürworter*innen 
verweisen darauf, dass der hochtechnisierte 
Krieg die Zahl ziviler und militärischer Opfer be-
grenzen könne. Kritiker konstatieren hingegen 
ethische Dilemmata, die Erosion völkerrechtli-
cher Normen sowie erhebliche Eskalationsrisi-
ken.  

Im Unterschied zu der relativ fortgeschrittenen 
Debatte über die Effekte der RMA, sind deren 
Ursachen nur spärlich erforscht. Die vorhande-
nen Studien fokussieren auf wenige Fälle, vor al-
lem auf die USA sowie größere NATO-Partner 
wie Großbritannien und Frankreich. Für quanti-

tative Studien, die insbesondere Länder außer-
halb der OECD-Welt miteinbeziehen, fehlen in-
des standardisierte Datensets. Die Pilotstudie 
beabsichtigt diese kritische Lücke zu schließen 
und die Datenlage für quantitative Ursachen-
analysen der Rüstungsdynamik – auch jenseits 
liberaler Demokratien in Europa und Nordame-
rika – signifikant zu verbessern. Dazu wird ein 
Index entwickelt, der Daten aus Bereichen ag-
gregiert, die in der RMA-Literatur als paradigma-
tisch angesehen werden: Unmanned Aerial Ve-
hicles (UAVs), Satelliten, Cyberwar und intelli-
gente Munition. Die Primärdaten stammen aus 
bereits existierenden Datensätzen, die für das 
Projekt gezielt ergänzt und kombiniert werden 
müssen. Auf der Grundlage der Datenerhebung 
ist dann ein standardisiertes Ranking der Fähig-
keiten aller Staaten möglich. Der Index wird in 
englischer Sprache allen interessierten For-
scher*innen als Datensatz zur Verfügung ste-
hen. 

Die wissenschaftliche Relevanz des Projektes 
besteht in der systematischen Zusammen -
führung von Daten und der damit einhergehen-
den Initiierung einer breit angelegten For-
schungsagenda zu den Ursachen verstärkter 
Rüstungsanstrengungen in den genannten 
 Bereichen. Mit dem Index können nicht nur 
quantitative Forschungen ermöglicht, sondern 
auch qualitative Analysen sinnvoll ergänzt und 
unterstützt werden, die sich zum Teil bereits  
mit dem Einfluss von regionalen Sicherheits-
komplexen, Allianzbeziehungen, zivil-militäri-
schen Beziehungen oder auch dem Regimety-
pus (Demokratie oder Autokratie) beschäftigen. 
Die friedenspraktische Relevanz des Projektes 
ergibt sich aus der Refokussierung der De - 
batte. Statt allein die ‚technischen‘ Heraus -
forderungen der Implementation von Regulie-
rungsinitiativen (Definition, Verifikation) zu 
 beleuchten, sollten die Motive und Interessen -
lagen der Akteure mehr in den Vordergrund 
 rücken. Grundlage dafür ist ein aufbereiteter 

Revolution in Military Affairs: Ein Index als Grundlage für 
vergleichende Ursachenanalysen 
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Überblick zum Ist-Stand in der RMA-Entwick-
lung der Staaten.  

Politische Interessen und Motive wieder stärker 
in den Blick zu nehmen, bedeutet auch, Verän-
derungspotentiale zu würdigen und gegebe-
nenfalls zu nutzen: Wie die Geschichte der Rüs-
tungskontrolle gezeigt hat, können nationale 
und transnationale Lernprozesse politische Prä-
ferenzen und kooperationsfeindliche Haltun-
gen transformieren. Ein gutes Beispiel bietet die 
Entwicklung bis zum Abschluss des ABM-Vertra-
ges zwischen den USA und der Sowjetunion. 
Initiiert durch einen Expert*innen-Dialog wuchs 
damals auf beiden Seiten die Einsicht in das Risi-
ko einer fehlenden Regulierung.  

Analoge Bemühungen im Feld der Informati-
ons- und Automatisierungstechnologie sind auf 
ein hinreichendes Verständnis der politischen 
Triebfedern der militärischen Transformation 
angewiesen. Denn nur dann können sie sicher-
heitspolitische Kalküle und Diskurse gezielt ad-
ressieren. Mit der Entwicklung eines für quanti-
tative und qualitative Ursachenanalysen hoch-
relevanten Datensets wird das Pilotprojekt ei-
nen signifikanten Beitrag dazu leisten. 

Der Index selbst wird bereits belastbare Rück-
schlüsse auf regionale Schlüsselakteure der Rüs-
tungsdynamik erlauben und Hinweise für kau-
sale Zusammenhänge liefern. So konnte bereits 
im Rahmen einer Vorstudie, die Daten zu 33 
Ländern umfasste, die Annahme in Zweifel ge-
zogen werden, dass Demokratien – aufgrund 
gewaltabgeneigter Bevölkerungen – im beson-
deren Maße in Fähigkeiten der High-Tech-
Kriegsführung investieren, um so zivile und mili-
tärische Opfer zu begrenzen. Ebenfalls nicht zu-
friedenstellend waren Erklärungen, die unter-
schiedliche Fähigkeiten allein auf divergierende 
Ressourcen der Staaten zurückführten. Vor die-
sem Hintergrund ist zu erwarten, dass umfang-
reiche Ursachenanalysen, die auf dem Index 
aufbauen können, weiter überraschende Er-
kenntnisse zutage fördern werden.

Dr. Mischa Hansel (Projektleitung) und  Sarah Nanni (Projektmitarbeiterin)
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Projektleitung  
Prof. Dr. Harald Müller 
Institution 
Leibniz-Institut Hessische Stiftung  
Friedens- und Konfliktforschung (HSFK), 
Frankfurt a.M. 
Fördersumme 
19 Tsd. Euro 
Projektlaufzeit 
Pilotstudie, 4 Monate 
 

Nukleare Abrüstung könnte die Welt siche-
rer machen und steht schon lange auf der 

Wunschliste vieler Regierungen und Beobach-
ter. Fortschritte sind jedoch unzureichend. Das 
liegt nicht nur an der internationalen Politik, 
sondern auch an Zweifeln, ob man wirklich veri-
fizieren kann, dass abgerüstet wird und keine 
Partei heimlich betrügt.  

Verifikation ist ein technischer Prozess, der Ver-
trauen aller Seiten schaffen soll, dass Abrüstung 
tatsächlich so stattfindet, wie vereinbart. Zwar 
können viele Teilbereiche nuklearer Abrüstung 
schon erfolgreich verifiziert werden, so zum Bei-
spiel der Abzug von Trägersystemen und die 
Abwesenheit von nuklearen Sprengköpfen auf 
Trägern. Beispiele für Verträge, die eine solche 
Verifikation implementieren, sind der INF-Ver-
trag, oder die START-Verträge. 

Wenn man aber eine kernwaffenfreie Welt an-
strebt, muss die Verifikation darüber hinausge-
hen, insbesondere muss man nicht nur die Ab-
wesenheit von Sprengköpfen auf Trägern verifi-
zieren, sondern auch ihre Verschrottung. Diese 
Aufgabe birgt ein grundsätzliches Problem: Ei-
nerseits muss Vertrauen geschaffen werden, 
dass tatsächlich Sprengköpfe und nicht etwa 
untergeschobene Attrappen verschrottet wer-
den, andererseits kann ein Nuklearsprengkopf 
nicht einfach inspiziert werden, denn seine Kon-

struktionsweise ist geheim, nicht nur, weil die-
ses Wissen nicht verbreitet werden darf, son-
dern auch, weil die Besitzer ihre Stärken und 
Schwächen nicht offenlegen wollen. Wie also 
könnte die Verschrottung trotzdem verifiziert 
werden? 

Zu dieser Frage gab und gibt es bereits eine Rei-
he von bilateralen und multilateralen For-
schungsprojekten, zum Teil sogar mit Beteili-
gung von Wissenschaftlern aus Nichtkernwaf-
fenstaaten, die verschiedene unterschiedliche 
Ansätze verfolgen. Bei allen besteht jedoch wei-
terer Forschungsbedarf. Probleme entstehen 
insbesondere durch die Widersprüche zwischen 
Geheimhaltung und Transparenz. 

Das Projekt untersucht Möglichkeiten, wie Fach-
leute im deutschen und europäischen Raum zur 
Forschung über die Verifikation der Verschrot-
tung von Kernsprengköpfen beitragen können. 
Hierfür fragt es nach noch bestehenden Wis-
senslücken in der Konzeption von Verifikation 
für die nukleare Abrüstung, es identifiziert und 
charakterisiert die einschlägigen deutschen 
und europäischen Forschungskapazitäten, und 
es entwickelt einen Vorschlag für ein for-
schungsorientiertes europäisches Netzwerk mit 
deutscher Beteiligung, mit dem Ziel, die Wis-
senslücken schließen zu helfen. Die Pilotstudie 
dient der Vorbereitung eines Forschungsnetz-
werks, für das später gesonderte Unterstützung 
(EU) gesucht werden wird. 

Es hat einige Versuche von Wissenschaftlern in 
Deutschland gegeben, sich zu vernetzen mit 
dem Ziel, die Bundesregierung und andere Re-
gierungen zu beraten. Die Nutzung der Netz-
werke und der Erfahrungen der Projektbearbei-
ter, insbesondere ihrer langjährigen Zusam-
menarbeit mit dem Auswärtigen Amt wird erst-
mals einen Beratungszusammenhang zwischen 
Wissenschaft und Politik zur Verifikation der nu-
klearen Abrüstung etablieren und systematisie-

Verifikation nuklearer Abrüstung: Sachstand und  
Handlungsoptionen für Deutschland und die EU 
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ren. Gleichfalls kann der Antragsteller die Ver-
netzung über das EU Konsortium für Abrüstung 
und Nichtverbreitung für dieses Projekt und für 
das mit der Pilotstudie vorbereitete Nachfolge-
projekt nutzen.  

Zur Erhebung des Forschungsbedarfs für die 
Abrüstungsverifikation ist eine naturwissen-
schaftliche Expertise unerlässlich. Die Anforde-
rungen an ein funktionsfähiges Abrüstungs-Ve-
rifikationssystem für die Demontage von 
Sprengköpfen werden aus der Literatur rekon-
struiert. In seiner Erhebungsmethode kombi-
niert das Projekt Literatur-Recherchen mit Be-
fragungen, die über das Netzwerk der Koopera-
tionspartner zirkulieren. Die Kooperationspart-
ner werden um kritische Kommentierungen 
von Zwischenentwürfen ersucht. Besondere Be-
deutung für die Qualitätskontrolle kommt den 
beiden Beiräten zu, die den Projektverlauf konti-
nuierlich begleiten. 

In einem ersten Schritt werden die notwendi-
gen Verifikationsfunktionen mit den vorliegen-
den Konzepten sowie mit laufenden For-
schungsvorhaben und ihren Zwischenergebnis-
sen verglichen. Im zweiten Schritt wird diesem 
Befund eine Bestandsaufnahme der For-
schungs- und Entwicklungskapazitäten in 
Deutschland und in der EU/Europa gegenüber-
gestellt, um die Möglichkeiten für einen sub-
stantiellen Beitrag europäischer Forschung zur 
weltweiten Verifikationsforschung sowie die 
deutsche Positionierung darin zu bestimmen. 
Der dritte Schritt besteht im Entwurf eines sys-
tematischen Forschungsprogramms und der 
Maßnahmen, um ein europäisches Netzwerk 
mit deutscher Beteiligung auf den Weg zu brin-
gen, dass sich dieses Forschungsprogramms an-
nimmt. Dieses Netz sollte nicht nur Wissen-
schaftler und Forschungsgruppen vernetzen, 
sondern auch den Dialog mit den europäischen 
Regierungen vertiefen und mit dem amerikani-
schen Consortium for Verification Technology 
kooperieren.  

Das europäische Forschungsnetzwerk für Ab-
rüstungsverifikation würde einem schon exis-
tierenden amerikanischen Netzwerk, dem Con-
sortium for Verification Technology, einen Part-
ner zur Seite stellen, so dass eine Zusammenar-
beit auf gleichberechtigter Ebene möglich wird. 
Die Beteiligung von Projekten aus Nichtkern-
waffenstaaten würde die Aussicht auf künftige 
nicht nur bilaterale sondern auch multilaterale 
Abrüstungsverträge eröffnen.

Schematische Skizze einer Kernwaffe



Acht Tagungen wurden 2016 in die Förde-
rung aufgenommen. Die folgende Tabelle 

gibt einen Überblick über sämtliche Projekte in 
dieser Kategorie, im Anschluss werden zwei Ta-

gungen ausführlich dargestellt. Weitere Infor-
mationen sind unter dem Förderarchiv 2016 auf 
der DSF-Homepage verfügbar.
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Tagungen  

INTERNATIONALE WISSENSCHAFTLICHE TAGUNGEN 

Die Polizei und die internationalen Menschenrechtsgesetze 
Oranienburg, 28. bis 30. April 2016 
Prof. Dr. Ralph Alleweldt, Fachhochschule der Polizei des Landes Brandenburg, Oranienburg

Den Nexus des Staatsregimes entwirren 
Tübingen, 15. bis 17. Juni 2016 
Prof. Dr. Oliver J. Schlumberger, Universität Tübingen

Menschenrechte in der Rohstoffindustrie: Konflikte und regulatorische Reaktionen 
Erlangen, 20. bis 22. Juli 2016 
Prof. Dr. Markus Krajewski, Universität Nürnberg-Erlangen

Strukturen kooperativer und gemeinsamer Sicherheit: Eine Entwicklungsperspektive  
für Ostasien? 
Hamburg, 17. bis 22. Juli 2016 
Prof. Dr. Michael Staack, Helmut-Schmidt-Universität, Hamburg

Parlamente und Sicherheitspolitik: Kontrolle, Legitimität und Wirksamkeit  
außenpolitischer Entscheidungen 
Frankfurt a. M., 22. bis 23. September 2016 
Dr. Dirk Peters & Dr. Patrick Mello, Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konflikt -
forschung /TU Dresden

Weltordnung und Frieden 
Frankfurt a. M., 13. bis 14. Oktober 2016 
Prof. Dr. Nicole Deitelhoff et. al., Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung

Perspektiven für die Friedensforschung in Zentralasien: Zwischen Gefahrendiskursen,  
normativen Spaltungen und globalen Herausforderungen 
Hamburg, 17. bis 18. November 2016 
Dr. Anna Kreikemeyer, Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität  
Hamburg

WISSENSCHAFTLICHE ARBEITSTAGUNG 

Friedensforschung und (De)Kolonialität: Ausloten von Anschlussstellen von dekolonialen  
Theorien und Konzepten für die Friedens- und Konfliktforschung 
Wien, 07. bis 09. Dezember 2016 
Prof. Dr. Claudia Brunner & Lisa Bogerts, Zentrum für Friedensforschung und Friedenspädagogik 
der Universität Klagenfurt
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Projektleitung  
Prof. Dr. Claudia Brunner und Lisa Bogerts 
Institution 
Zentrum für Friedensforschung und  
Friedenspädagogik der Universität  
Klagenfurt 
Fördersumme 
7 Tsd. Euro 
Veranstaltung 
Wien, 07. bis 09. Dezember 2016 
 

Der erste Workshop des AK Herrschaftskriti-
sche Friedens- und Konfliktforschung der 

AFK soll einer vertieften Beschäftigung mit de-
kolonialen Konzepten und Theorien dienen, die 
Anschlussstellen an die Friedens- und Konflikt-
forschung bieten. Gerade in der deutschspra-
chigen Community beginnt die Rezeption die-
ser innovativen Theorietraditionen erst allmäh-
lich einzusetzen. Die Konzeptgruppe sieht sich 
daher in der Rolle der Vermittlung zwischen die-
sen beiden Feldern und will vor allem dekolo-
niale Ansätze für die Friedens- und Konfliktfor-
schung im Sinne einer Dekolonisierung von 
Wissen(schaft) nutzbar machen.  

Wir wollen uns zentrale Begriffe, Konzepte und 
Theorien dieser Debatte aneignen und sie für 
unsere Tätigkeiten in der Friedensforschung, in 
universitärer Lehre und außeruniversitärer Bil-
dungsarbeit sowie in der Praxis sozialer und zi-
vilgesellschaftlichen Engagements professio-
neller und ehrenamtlicher Art übersetzen. Zu 
den zentralen Begriffen an und mit denen wir 
im Workshop arbeiten wollen, zählen in einem 
ersten Schritt analytische und/oder theoreti-
sche Konzepte wie z.B. Kolonialität des Wissens, 
Kolonialität der Macht, Kolonialität des Seins, 
epistemische Gewalt, Theo- und Egopolitik oder 
auch koloniale Differenz. Darüber hinaus sind 
aber auch Ansätze aus der Debatte um indigene 

Methodologien sowie jene Konzepte von Inte-
resse, die eine Überwindung der damit be-
schriebenen Problematiken ins Auge fassen. 

Zentrale Begriffe und Konzepte sollen in eine 
Beziehung zu Fragestellungen, Gegenständen 
und Ansätzen der Friedensforschung gesetzt 
oder aber für diese anschlussfähig gemacht 
werden. Das heißt, dass in den einzelnen vorzu-
bereitenden Papieren jeweils ein Kernbegriff 
dieser Debatte aus friedens- und konfliktfor-
schender Perspektive aufbereitet, mit anderen 
Leitbegriffen in Beziehung gesetzt oder im Kon-
text eigener Forschungsarbeit systematisch dar-
gelegt wurde. 

Die schriftlich vorbereiteten Inhalte werden 
nicht von den Autor*innen selbst, sondern von 
jemand anderem präsentiert und im Anschluss 
daran intensiv diskutiert. Erst am Schluss der et-
wa 45minütigen Diskussion erhält die 
Autorin/der Autor das Wort für eine Rückmel-
dung. Dadurch verliert die Position der 
Autor*innenschaft ihren übergeordneten Status 
und es kann ein kommunikativer Prozess statt-
finden, der die kollektive Bearbeitung der jewei-
ligen Inhalte ermöglicht. Das bedeutet, dass ei-
ne Hälfte der Teilnehmenden einen Text vorbe-
reitet und die andere Hälfte, die ohne eigenes 
Paper teilnimmt, jeweils einen der Texte präsen-
tiert. Alle Teilnehmer*innen sind entsprechend 
aktiv im Workshop eingebunden, wobei auch 
die Moderationen rotierend unter den Teilneh-
menden organisiert werden. Eine sorgfältige 
Auswahl der Gegenlese-Kombinationen der 
vorbereiteten Texte durch das Konzeptteam 
sorgt zudem für eine gute Durchmischung un-
terschiedlicher Sprechpositionen/Statusgrup-
pen, denn der Workshop richtet sich an etablier-
te Wissenschaftler*innen ebenso wie an Dokto-
rand*innen und fortgeschrittene MA-Studieren-
de.

Friedensforschung und (De)Kolonialität: Ausloten  
von Anschlussstellen von dekolonialen Theorien und  
Konzepten für die Friedens- und Konfliktforschung
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Projektleitung  
Prof. Dr. Ralph Alleweldt 
Institution 
Fachhochschule der Polizei des Landes 
Brandenburg, Oranienburg 
Fördersumme 
12 Tsd. Euro 
Veranstaltung 
Oranienburg, 28. bis 30. April 2016 
 

Ziel der Tagung war es, einen Beitrag zur Klä-
rung der Bedeutung internationaler Men-

schenrechte für die Arbeit der Polizei zu leisten. 
Frieden und Menschenrechte stehen in einem 
unauflöslichen Zusammenhang; bei der Wah-
rung der Menschenrechte nimmt die Polizei ei-
ne Schlüsselstellung ein. Eine gute und men-
schenrechtskonforme Polizeiarbeit kann einen 
erheblichen Beitrag zur Wahrung des inneren 
und äußeren Friedens leisten. Für den Weltfrie-
den von großer Bedeutung sind die Polizeikom-
ponenten in UN-Friedensmissionen, die sich in 
Ziel und Mittel an internationalen Menschen-
rechtsstandards orientieren sollen. Wer die Be-
dingungen für nachhaltigen Frieden erforschen 
will, muss sich folglich mit diesen Standards und 
ihrer Bedeutung für die Polizei befassen. Denn 
zu den spezifisch polizeirelevanten Gehalten in-
ternationalen Menschenrechten besteht For-
schungsbedarf. 

Die Beiträge der Tagung zeichneten dement-
sprechend ein aktuelles Bild der menschen-
rechtlichen Bindungen der Polizei. Die Vorträge 
betrafen zunächst das Folterverbot und das 
Recht auf Leben; besondere Beiträge befassten 
sich mit Untersuchungspflichten des Staates 
und der besonderen Verantwortung von Vorge-
setzten. Im Folgenden widmeten sich die Refe-
rentinnen und Referenten Einzelthemen wie 
Freiheitsentziehungen, Strafverfahren, Daten-
schutz und Versammlungsfreiheit. Ein Vortrag 

behandelte polizeiliche Schutzpflichten – inwie-
weit ist der Anspruch auf Schutz vor Verbrechen 
ein Menschenrecht? – ein anderer das besonde-
re Problem des ethnic profiling. Eine Referentin 
widmete sich der Bedeutung internationaler 
Menschenrechte in UN-Polizeimissionen. 

Weitere Beiträge befassten sich mit Einzelfragen 
der Menschenrechtsausbildung und –verwirkli-
chung, unter anderem mit der besonders wich-
tigen Frage, wie polizeiliche Folter und Miss-
handlung verhütet werden kann und wie weit 
die dahinzielenden internationalen Anstren-
gungen bereits gediehen sind.  

Die Tagung brachte insgesamt 79 Teilnehmer 
aus 21 Ländern zusammen. In Rückmeldungen 
an die Veranstalter würdigten Teilnehmer einer-
seits den Ansatz dieser Tagung, das Thema Poli-
zei und internationaler Menschenrechtsschutz 
umfassend zu bearbeiten, und äußerten ande-
rerseits eine Reihe von Wünschen im Hinblick 
auf die vertiefte und weiterführende Beschäfti-
gung mit Einzelthemen, wie etwa der Verhü-
tung von Folter und Misshandlung, der wirksa-
men Untersuchung von Beschwerden über 
Menschenrechtsverletzungen, die Zusammen-
arbeit zwischen Polizei und Zivilgesellschaft. Es 
ist angestrebt, Menschenrechtstagungen an der 
Fachhochschule der Polizei des Landes Bran-
denburg zu einer regelmäßigen Einrichtung zu 
machen. 

Im Laufe des Jahres 2017 werden die Vorträge 
der Konferenz in einem Tagungsband in Sprin-
ger Verlag veröffentlicht werden.

Die Polizei und die internationalen  
Menschenrechtsgesetze
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Sechs Vernetzungsprojekte wurden 2016 im 
Förderbereich „Vernetzung und Transfer“ bewil-

ligt, fünf davon im Format einer Tagung, und 
 eine Publikation.

Vernetzung und Transfer 

PROJEKTTHEMA

Braucht Frieden Ordnung? 
48. Wissenschaftliches Kolloquium der Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Konfliktforschung 
Bonn, 03. bis 05. März 2016 
Prof. Dr. Conrad Schetter, Arbeitsgemeinschaft für Friedens- und Konfliktforschung e.V. 

Creating New Momentum for Nonproliferation and Disarmament in the Middle East/Gulf after 
the Failed 2015 NPT Review Conference (II) 
Berlin, 03. bis 04. Mai 2016 
Dr. Bernd Kubbig, Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- und Konfliktforschung (HSFK) 

Lehre vernetzen – Lehre verbessern. Curricula und Didaktik in der Friedens- und Konflikt -
forschung 
Duisburg, 24. bis 26. August 2016 
Dr. Daniel Lambach et.al., Universität Duisburg-Essen & Arbeitsgemeinschaft Friedens- und  
Konfliktforschung e.V.

Empirische Methoden in der Friedens- und Konfliktforschung 
Konstanz, 04. bis 05.Oktober 2016 
Prof. Dr. Nils Weidmann, Universität Konstanz

Das Lehren lernen 
Hochschuldidaktischer Workshop 
Bad Urach, 27. Februar bis 02. März 2017 
Dr. Thomas Nielebock, Universität Tübingen & Arbeitsgemeinschaft Friedens- und Konfliktfor-
schung e.V.

ANDERE FORMATE

„Friedensfakten” im MUTmagazin 
Zeitungsbeilage MUTmagazin – wie Menschen Frieden stiften“ 
Tilman Wörtz, Culture Counts Foundation

„Fluchtursachenbekämpfung“ ist zu einem viel 
gebrauchten Schlagwort der Debatten über 
Flucht und Flüchtlingspolitik geworden. Doch 
worin bestehen die Fluchtursachen und wie 
können sie mit Aussicht auf Erfolg bearbeitet 
werden? Die Culture Counts Foundation hat 
sich auf den Weg gemacht, an konkreten Bei-
spielen „Friedensmacher“ aufzuspüren, die 
durch ihr Handeln Auswege aus Gewalt und Un-
terdrückung aufzeigen. In Zusammenarbeit 
zwischen Journalist*innen, Fotograf*innen und 
Wissen schaftler*innen ist ein eindrucksvolles 

MUTmagazin: Diese Friedensmacher bekämpfen Fluchtursachen 
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Das Friedensgutachten 2016 

Das jährlich erscheinende „Friedensgutachten“ 
ist ein Kooperationsprojekt deutscher Friedens-
forschungsinstitute, dessen Ziel darin besteht, 
wissenschaftliche Erkenntnisse aus der Frie-
dens- und Konfliktforschung in 
die politische Praxis und Öffent-
lichkeit zu vermitteln. Das Frie-
densgutachten analysiert aktu-
elle Gewaltkonflikte, zeigt 
Trends der internationalen Au-
ßen-, Sicherheits- und Entwick-
lungspolitik auf und gibt Emp-
fehlungen für die Politik ab. 

Die Ausgabe für 2016 befasst 
sich mit dem hochaktuellen The-
ma Flucht. In einer einleitenden 
Stellungnahme kommentieren 
die Herausgeberinnen und Herausgeber aktuel-
le Entwicklungen in den drei Themenbereichen 
Flucht und Fluchtursachen, Kriege und Staats-
zerfall im Nahen und Mittleren Osten und in 
Nordafrika, sowie europäische Politik. Dabei er-
örtern sie unter anderem den aktuellen politi-
schen und gesellschaftlichen Diskurs zum The-
ma und fordern, dass Deutschland und die EU 
Geflüchtete nicht nur menschenwürdig behan-

deln, sondern auch in der Außen-, Sicherheits-, 
und Wirtschaftspolitik umsteuern, um auf die 
Beseitigung von Fluchtursachen hinzuwirken. 

Im Hauptteil des Bandes wer-
den wissenschaftliche Analysen 
von Forscherinnen und For-
schern unter den Kapitelüber-
schriften „Fluchtursachen in  
den Fokus: Verantwortung 
übernehmen“ und „Auf dem 
Weg zu einer neuen Machtpoli-
tik“ zusammengebracht. 

Dem Friedensgutachten gelingt 
es, wissenschaftliche Expertise 
zu bündeln und damit einen 
wertvollen und sachlichen Bei-

trag zur Diskussion über Flucht zu leisten. Mit 
seinen „informativen, kritischen und aktuellen“ 
Beiträgen ist es seit Jahren als Denkhilfe im Poli-
tikbetrieb Berlins und Brüssels geschätzt. 

Die DSF fördert das Friedensgutachten im Zeit-
raum 2012-2016 mit einem jährlichen Zuschuss 
von 20 Tsd. Euro. 

MUTma gazin-Heft entstanden, in dem über mu-
tige Menschen aus dem Nahen Osten, den Bal-
kanstaaten und dem Afrika südlich der Sahara 
und ihr friedenstiftendes Engagement berichtet 
wird. Hintergrundinformation liefern illustrierte 
Seiten mit „Friedensfakten“. Die Stiftung unter-

stützte diese Zusammenarbeit im Rahmen ihrer 
Transferförderung. 

Das MUTmagazin lag verschiedenen regionalen 
und überregionalen Zeitungen als kostenlose 
Beilage bei.
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Die Deutsche Stiftung Friedensforschung 
unterstützt mit eigenen Veranstaltungen 

die Vermittlung von Forschungsbefunden aus 
der Friedens- und Konfliktforschung in die poli-
tische Praxis und Öffentlichkeit. Hierfür werden 
insbesondere die Ergebnisse aus den geförder-
ten Forschungsprojekten genutzt. Ein besonde-
res Augenmerk richtet die Stiftung auf den Dia-
log zwischen der Friedens- und Konfliktfor-
schung und politischen 
Entscheidungsträger*innen in Parlament und 
Regierung. 

Zu den Transferaktivitäten 2016 zählten: 

- eine Kooperationsveranstaltung mit dem 
Beirat Zivile Krisenprävention im Rahmen 
des Peacelab-Prozesses der Bundesregie-
rung zur Entwicklung friedenspolitischer 
Leitlinien 

- Ein Parlamentarischer Abend und eine 
Fachtagung zum Thema Salafismus in 
Deutschland 

- Festveranstaltung anlässlich des 15-jähri-
gen Bestehens der Stiftung.

Kooperationsveranstaltung  
mit dem Beirat Zivile Krisen -
prävention 

Die Deutsche Stiftung Friedensforschung veran-
staltete am 8. November 2016 in Berlin zusam-
men mit dem Beirat Zivile Krisenprävention den 
Workshop „Friedens- und Konfliktforschung im 
Dialog“ im Rahmen eines Kooperationsverbun-
des zum Diskussionsprozess „PeaceLab 2016 
 Krisenprävention weiter denken“. Der Diskussi-
onsprozess soll Leitlinien zur (zivilen) Krisenprä-
vention und Friedensförderung produzieren. Im 
Mittelpunkt der Veranstaltung standen Themen 
der Friedenssicherung und Friedenskonsolidie-
rung sowie die Funktion Friedens- und Konflikt-
forschung für die Generierung des Leitlinienpa-
piers.  

Der Workshop diente zum einen dem Ziel, einen 
Dialog über zentrale Themen der Friedenssiche-
rung und Friedenskonsolidierung, insbesonde-
re das Spannungsverhältnis von externen und 
lokalen Akteuren, zu führen, zum anderen dis-
kutierten die Teilnehmer*innen den Umgang 
mit fragiler Staatlichkeit in Konfliktregionen. Da-
rüber hinaus wurde die wichtige Frage aufge-
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worfen, wie die Rolle der Wissenschaft, insbe-
sondere die Friedens- und Konfliktforschung, als 
Dialogpartner für die auswärtige Politik in das 
Leitlinienpapier aufgenommen werden kann.  

Unter dem Schlagwort „PeaceLab2016“ baten 
das Auswärtige Amt und die Entwicklungs-, In-
nen-, und Verteidigungsministerium zwischen 
dem Sommer 2016 und März 2017 um Ideen, 
wie die Bundesregierung in Zukunft besser „Kri-
sen verhindern, Konflikte bewältigen, Frieden 
fördern“ kann – und was dies für ihre zivilen, po-
litischen Strategien und Instrumente bedeutet. 
Die Debatte endete mit der Veröffentlichung 
neuer Leitlinien der Bundesregierung am 14. Ju-
ni 2017. 
 
Verbundprojekt „Salafismus in 
Deutschland. Forschungsstand 
und Wissenstransfer“ 

Die Deutsche Stiftung Friedensforschung unter-
stützt das Verbundprojekt „Salafismus in 
Deutschland. Forschungsstand und Wissens-
transfer“, welches BMBF-gefördert ist, durch ei-
nen umfangreichen Wissenstransfer und die 
Ausrichtung von Veranstaltungen. Für das Vor-

zeigeprojekt des Leibniz-Instituts Hessische Stif-
tung Friedens- und Konfliktforschung hat die 
DSF am 13. April 2016 zu einem Parlamentari-
schen Abend geladen, bei dem u.a. der Parla-
mentarische Staatssekretär Stefan Müller sowie 
Prof. Dr. Susanne Schröter von der Universität 
Frankfurt am Main zu Fragen der Deradikalisie-
rung und Prävention sprachen. Am 14. April 
2016 schloss sich dem Parlamentarischen 
Abend eine praxisorientierte, interdisziplinäre 
und politikrelevante Fachtagung zum Thema 
„Salafismus und politische Gewalt: Ursachen, 
Dynamiken und Handlungskonzepte“ an, zu der 
Fachleute aus Parlament und Regierung, den Si-
cherheitsorganen und zivilgesellschaftlichen 
Organisationen eingeladen waren. 

Das BMBF-geförderte Forschungsprojekt trägt 
mit diesen Zielen zur Aufklärung der Phänome-
ne Salafismus und Dschihadismus in Deutsch-
land sowie zur wissenschaftlichen Politikbera-
tung in diesem Themenfeld bei. Die wesentli-
chen Forschungsergebnisse finden sich in sechs 
einzelnen Studien (HSFK Reporte) sowie in 
sechs Informationsfilmen. Das Buch als zentrale 
wissenschaftliche Veröffentlichung ist im De-
zember 2016 im Campus-Verlag erschienen. 
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Das Leibniz-Institut Hessische Stiftung Friedens- 
und Konfliktforschung koordiniert hierzu die 
Zusammenarbeit einschlägiger Expertinnen 
und Experten aus Forschungsstandorten in 
ganz Deutschland. Andererseits ermittelt das 
Projektteam parallel dazu den Beratungsbedarf 
in Politik, Verwaltung und Gesellschaft und ent-
wickelt diesen Bedarfen entsprechend Instru-
mente des Wissenstransfers. 

Zum Abschluss fanden in Berlin zwei Transfer-
veranstaltungen statt, die von der DSF und der 
HSFK gemeinsam gestaltet worden sind. Das 
Ziel des Parlamentarischen Abends (13. April 
2016) und der Fachtagung (14. April 2016) be-
stand darin, die Ergebnisse des federführend 
von der HSFK koordinierten Projektes der Politik 
und Fachöffentlichkeit vorzustellen. 
 
15 Jahre Deutsche Stiftung  
Friedensforschung 

Die Deutsche Stiftung Friedensforschung ist am 
10. März 2016 15 Jahre alt geworden und nahm 
dieses Jubiläum zum Anlass, sich in Osnabrück 
grundlegend erneuert vorzustellen. Denn an 
diesem Tag trat auch die neu beschlossene Stif-
tungssatzung in Kraft, die Änderungen in der 
Organisation der Stiftung sowie beim Stiftungs-

zweck mit sich brachte. Aus diesem Grund ka-
men der Stiftungsrat und der neu gebildete Vor-
stand zu ihren konstituierenden Sitzungen im 
Steinwerk Ledenhof, dem Sitz der Stiftung, zu-
sammen.  

Zum Jubiläumsakt im Friedenssaal des Rathau-
ses sprachen Oberbürgermeister Wolfgang 
Griesert sowie Stefan Müller, Staatssekretär im 
Forschungsministerium und neu gewählter Vor-
sitzender des Stiftungsrats, und als Hauptredne-
rin die Vizepräsidentin des Deutschen Bundes-
tages Edelgard Bulmahn. Die Festredner*innen 
betonten die Erfolge und den Einfluss der Stif-
tung und mahnten zugleich zukünftige Heraus-
forderungen an. Der neue Vorsitzende des Vor-
stands, Prof. Dr. Ulrich Schneckener, betonte die 
Verantwortung der Stiftung beim Wissenstrans-
fer und der wissenschaftlichen Politikberatung. 
Bei einem von Prof. Dr. Schneckener geleiteten 
Podiumsgespräch diskutierten Bundestagsvize-
präsidentin Edelgard Bulmahn und Thomas Sil-
berhorn, Parlamentarischer Staatssekretär im 
Bundesentwicklungsministerium, zudem die 
Auswirkungen der jüngsten Krisenentwicklun-
gen auf die deutsche Außenpolitik. 
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Die Vertretungsstruktur der DSF wurde in 
2016 grundlegend verändert. Statt des 

 allein verantwortlichen Stiftungsrats mit 15 
 Mitgliedern wurde das neue Organ des Operati-
ven Vorstands geschaffen (5 Mitglieder) und  
der Stiftungsrat von 15 Mitgliedern auf 12 redu-
ziert. 

Der Stiftungsrat der DFS ist mit 12 Mitgliedern 
besetzt, die durch die Bundesministerin für Bil-
dung und Forschung berufen werden. Er hat die 
Aufgabe, die grundsätzliche Ausrichtung der 
Stiftung sowie die Rahmenbedingungen und 
die Programme für die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks festzulegen. Er beaufsichtigt ferner die 
Tätigkeit des Vorstands. Der Bund ist mit sieben 
Mitgliedern im Stiftungsrat vertreten. Davon 
entfallen vier Vertreter*innen auf vier Bundes-
ministerien und drei auf den Deutschen Bun-
destag. Die übrigen fünf Sitze werden von Wis-
senschaftler*innen besetzt. 

Der Vorstand setzt sich aus fünf Mitgliedern 
 zusammen, die durch den Stiftungsrat ernannt 
werden. Ihm gehören mehrheitlich Wissen-
schaftler*innen sowie fachlich ausgewiesene 
Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens an. Er 
trägt die Verantwortung für sämtliche operati-
ven Geschäfte und entscheidet über die Ver-
wendung der Fördermittel. Er vertritt die Stif-
tung gerichtlich und außergerichtlich. 

Mit dem Wissenschaftlichen Beirat steht den Stif-
tungsorganen ein wichtiges Beratungs gremium 
zur Seite. Der Beirat bildet durch seine Zusam-
mensetzung die fachdisziplinäre Breite des For-
schungsfeldes ab und besitzt somit eine weit 
gefächerte Expertise über unterschiedliche For-

schungstrends und –ergebnisse, die in die Ge-
staltung und Umsetzung der Förderprogramme 
einfließen.  
 
Der Stiftungsrat 

Zum Vorsitzenden des Stiftungsrats wurde 
 Stefan Müller, Parlamentarischer Staatssekretär 
bei der Bundesministerin für Bildung und For-
schung, auf der konstituierenden Sitzung des 
neuen Stiftungsrates am 10.03.2016 gewählt. 
Insgesamt wurden fünf Stiftungsratsmitglieder, 
die dem Gremium künftig nicht mehr angehö-
ren werden, auf dieser Sitzung verabschiedet.  
In besonderer Weise würdigte der neue Vorsit-
zende die Arbeit seines Vorgängers, Prof. Dr. 
 Michael Brzoska, der nach zehnjähriger Zuge-
hörigkeit zum Stiftungsrat satzungsgemäß aus-
schied. In seiner Amtszeit nahm er wichtige 
 Weichenstellungen vor, darunter die Ausarbei-
tung eines neuen Förderkonzeptes und die Ein-
leitung der nun abgeschlossenen Satzungs -
reform. Auch Prof. Dr. Georg Nolte schied nach 
zehnjähriger Zugehörigkeit aus dem Stiftungs-
rat aus. Die drei weiteren Personen, deren Mit -
arbeit im Stiftungsrat beendet wurde – Frau 
Prof. Dr. Susanne Buckley-Zistel, Frau Dr. Sabine 
Mannitz und Herr Prof. Dr. Ulrich Schneckener – 
wechselten in den neu formierten Vorstand der 
DSF. 

Weitere Veränderungen im Stiftungsrat waren 
die Verlängerung der Berufung von Frau Prof. 
Dr. Cilja Harders um weitere 5 Jahre und die 
Neuberufung von Frau Prof. Dr. Dr. Freifrau Sabi-
ne von Schorlemer und Herrn Prof. Dr. Michael 
Zürn. 
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Stefan Müller, Parlamentarischer Staatssekretär 
bei der Bundesministerin für Bildung und For-
schung | Vorsitzender 
Prof. Dr. Cilja Harders, Freie Universität Berlin | 
Stellvertretende Vorsitzende 
Prof. Dr. Gerhard Beestermöller, Luxembourg 
Dr. Ralf Brauksiepe, Parlamentarischer Staats-
sekretär bei der Bundesministerin für Verteidi-
gung 
Prof. Dr. Tobias Debiel, Universität Duisburg-Es-
sen 
Dr. Daniela De Ridder, Mitglied des Deutschen 
Bundestages  
Dr. Karl A. Lamers, Mitglied des Deutschen Bun-
destages  
Michael Roth, Mitglied des Deutschen Bundes-
tages, Staatsminister im Auswärtigen Amt 
Prof. Dr. Dr. Sabine Freifrau von Schorlemer, TU 
Dresden 
Thomas Silberhorn, Parlamentarischer Staats-
sekretär beim Bundesminister für wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung 
Dr. Volker Ullrich, Mitglied des Deutschen Bun-
destages  
Prof. Dr. Michael Zürn, Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialforschung gGmbH 

Die konstituierende Sitzung des neuen Stif-
tungsrats fand am 10.03.2016 in Osnabrück 
statt, eine weitere ordentliche Sitzung am 30. 
November 2016 in Berlin.

Der Vorstand 

Prof. Dr. Ulrich Schneckener, Universität Osna-
brück, Zentrum für Demokratie- und Friedens-
forschung | Vorsitzender 
Prof. Dr. Susanne Buckley-Zistel, Philipps-Uni-
versität Marburg, Zentrum für Konfliktforschung 
| Stellvertretende Vorsitzende 
Peter Gottwald, Botschafter a.D. Bern 
Dr. Sabine Mannitz, Leibniz-Institut Hessische 
Stiftung Friedens- und Konfliktforschung Frank-
furt a.M. 
Prof. Dr. Andreas von Arnauld, Christian-Al-
brechts-Universität zu Kiel 

Der Vorstand kam zu seiner konstituierenden 
Sitzung am 10.03.2016 in Osnabrück zusam-
men. Weitere ordentlichen Sitzungen wurden 
am 02. Juni in Osnabrück und 04. Oktober in 
Berlin abgehalten.
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Der Wissenschaftliche Beirat 

Prof. Dr. Heike Krieger, Freie Universität Berlin | 
Vorsitzende 
Prof. Dr. Klaus Schlichte, Universität Bremen | 
Stellvertretender Vorsitzender 
Dr. Martina Fischer, Brot für die Welt – Der Evan-
gelische Entwicklungsdienst Berlin 
Prof. Dr. Anna Geis, Helmut-Schmidt-Universi-
tät/ Universität der Bundeswehr Hamburg 
Prof. Dr. Katharina Holzinger, Universität Kon-
stanz 
Uli Jäger, Berghof Foundation / Friedenspäda-
gogik Tübingen 
Prof. Dr. Götz Neuneck, FONAS / Institut für 
Friedensforschung und Sicherheitspolitik (IFSH) 
an der Universität Hamburg 
Prof. Dr. Conrad Schetter, Bonn International 
Center for Conversion (BICC) 
Prof. Dr. Günter Schlee, Max-Planck-Institut für 
ethnologische Forschung Halle 
Prof. Dr. Dieter Senghaas, Universität Bremen 
PD Dr. Ines-Jacqueline Werkner, Forschungs-
stätte der Evangelischen Studiengemeinschaft 
e.V (FESt) Heidelberg 
Prof. Dr. Andreas Zick, Universität Bielefeld 

Die in 2016 geplante Sitzung des Wissenschaft -
lichen Beirats wurde in den Januar des Folgejah-
res verschoben.

Die Geschäftsstelle 

Dr. Thomas Held | Geschäftsführer 
Petra Menke | Mitarbeiterin 
Sabine Podranski | Mitarbeiterin  

Die Deutsche Stiftung Friedensforschung hat 
 ihren Sitz in der Friedensstadt Osnabrück. Das 
Büro der Geschäftsstelle befindet sich im histo-
risch und architektonisch wertvollen Steinwerk 
Ledenhof aus dem 14. Jahrhundert. Die Leitung 
der Geschäftsstelle hat seit August 2001 Herr Dr. 
Thomas Held inne. Neben dem Geschäftsführer 
gehören ferner Frau Sabine Podranski, die sich 
um das Sekretariat und die Sachbearbeitung 
kümmert, sowie Frau Petra Menke, deren Aufga-
benbereich sich auf die Buchführung, das Con-
trolling der Vermögensverwaltung und die In-
ternetpräsenz der Stiftung erstreckt, zum Team. 

Neben den genannten Tätigkeiten gehören zu 
den Aufgaben der Geschäftsstelle die Organisa-
tion von Veranstaltungen der Stiftung, die Öf-
fentlichkeitsarbeit, sowie die Betreuung der stif-
tungseigenen Veröffentlichungen „Jahresbe-
richte DSF“, „Forum DSF“, „Forschung DSF“ und 
„Arbeitspapiere DSF“.
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Mit den ausschüttungsfähigen Erträgen aus 
der Bewirtschaftung des Stiftungskapi-

tals finanziert die Stiftung sowohl ihre Förder-
leistungen als auch ihre institutionellen Kosten. 

Gemäß § 3 (2) der Stiftungssatzung kann die 
DSF ihre finanziellen Handlungsspielräume aus-
weiten, indem sie einen Teil des Stiftungskapi-
tals für Förderzwecke verzehrt. Hiervon machte 
die Stiftung in den Jahren 2002 bis 2004 und 
2009 Gebrauch, um zusätzliche Mittel für das 
Programm zur Struktur- und Nachwuchsförde-
rung bereitstellen zu können. Die Verringerung 
des Stiftungskapitals wurde in den Jahren 2004 
bis 2007 durch Zustiftungen des Bundes nahezu 
vollständig ausgeglichen. 

Grundsätzlich setzt sich die Stiftung das Ziel, 
das Stiftungskapital in seinem nominalen Wert 

in Höhe von 27,06 Mio. Euro zu erhalten. Die Bil-
dung von Rücklagen zum realen Werterhalt ist 
stark abhängig von den Erträgen, die auf den in-
ternationalen Kapitalmärkten generiert werden 
können. Die derzeitige Niedrigzinsphase eröff-
net der Stiftung keine Handlungsspielräume für 
eine Werterhaltungsstrategie. 

Die Stiftung hat zwei Banken mit der Bewirt-
schaftung des Stiftungsvermögens beauftragt. 
Die Kapitalanlagen umfassen festverzinsliche 
Wertpapiere, Aktien, Fondsanteile, Zertifikate 
und Immobilienfonds. Auf festverzinsliche Wert-
papiere entfällt ein Mindestanteil von 75 Pro-
zent, Aktien und aktienähnliche Produkte kön-
nen in Abhängigkeit von der Kapitalmarktlage 
bis zu 25 Prozent ausmachen. Die Bewertung er-
folgte zu Anschaffungskosten gemäß den Vor-
schriften des HGB. Bei dauerhaften Wertminde-
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Vermögen der DSF zum 31.12.2016

Renten 
20.423.401 €

Aktien 
6.944.962 €

Alternative 
Investments 
783.824 €

Liquidität 
479.677 €



rungen wurden die Differenzbeträge zwischen 
Anschaffungskosten und Zeitwerten zum Stich-
tag 31.12.2016 abgeschrieben. 

Die rentierliche Anlage des Stiftungskapitals er-
folgt auf der Grundlage fester Regeln, die in den 
„Grundsätzen für die Vermögensverwaltung“, 
wie sie durch den Stiftungsrat im Mai 2009 be-
schlossen wurden (aktuelle Fassung vom 
17.06.2015) niedergelegt sind. Die zulässigen 

Anlageklassen sind durch eine Positivliste defi-
niert. Zudem enthalten die Grundsätze eine Rei-
he konkreter Bestimmungen zum Risikoma-
nagement sowie zu den Berichts- und Doku-
mentationspflichten der Vermögensbewirt-
schafter. Hierdurch wird den Stiftungsorganen 
ein umfassendes Controlling der Vermögensan-
lage ermöglicht.
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Der Jahresabschluss 2016  

Die Bilanz 

Die Bilanzsumme zum 31.12.2016 beträgt 27,9 
Mio. Euro und hat sich gegenüber dem Vorjahr 
um ca. 550 Tsd. Euro verringert. Auf der Aktivsei-
te stieg das Anlagevermögen geringfügig ge-
genüber dem Vorjahr auf 27,2 Mio. Euro an. Es 
besteht fast ausschließlich aus Wertpapieren. 
Das Umlaufvermögen beträgt zum Stichtag 
rund 0,7 Mio. Euro und hat sich im Vergleich 
zum Vorjahr um 700 Tsd. Euro verringert 

Auf der Passivseite sind folgende Veränderun-
gen festzustellen: Die Verbindlichkeiten für For-
schungsprojektförderung waren rund 26 Tsd. 
Euro geringer als im Vorjahr, die sonstigen Ver-
bindlichkeiten stiegen um 10 Tsd. Euro an. Das 
Eigenkapital wurde um den Jahresfehlbetrag 
2016 in Höhe von 537 Tsd. Euro vermindert.
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31.12.2016 31.12.2015

AKTIVA EUR EUR

A. Anlagevermögen 27.232.573,98 27.076.101,35

I. Sachanlagen: Betriebs- und Geschäftsausstattung 6.974,84 9.877,29

II. Finanzanlagen: Wertpapiere des Anlagevermögens 27.225.599,14 27.066.224,06

B. Umlaufvermögen 708.105,46 1.413.319,01

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 206.851,31 246.257,50

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 501.254,15 1.167.061,51

BILANZSUMME 27.940.697,44 28.489.420,36

Treuhandvermögen

Ludwig Quidde-Stiftung, Osnabrück 215.020,01 219.643,73

31.12.2016 31.12.2015

PASSIVA EUR EUR

A. Eigenkapital 27.289.978,94 27.826.528,67

I. Stiftungskapital 27.065.794,06 27.065.694,06

II. Ergebnisrücklage 760.834,61 829.532,73

III. Verlustvortrag 0,00 -29.670,03

IV. Jahresergebnis -536.649,73 -39.027,82

B. Rückstellungen 18.095,43 13.964,99

C. Verbindlichkeiten 632.605,07 648.926,70

1. Verbindlichkeiten aus Förderleistungen 556.542,46 582.257,00

2. Sonstige Verbindlichkeiten 76.062,61 66.669,70

BILANZSUMME 27.940.697,44 28.489.420,36

Treuhandverpflichtung

Ludwig Quidde-Stiftung, Osnabrück 215.020,01 219.643,73

Bilanz 2016
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Die Erträge aus der Vermögensbewirtschaftung 
der Stiftung weisen insgesamt einen positiven 
Betrag in Höhe von 804 Tsd. Euro aus, rund 205 
Tsd. Euro weniger als in 2015. Dabei setzt sich 
diese Differenz aus der Verringerung der or-
dentlichen Erträge um ca. 88 Tsd. Euro sowie der 
Erlöse aus der Veräußerung von Wertpapieren 
um 154 Tsd. Euro und einem erhöhten Finanzer-
gebnis in Höhe von 35 Tsd. Euro zusammen. Die 
Gebühren für die Verwaltung des Finanzanlage-
vermögens gingen leicht zurück, aber es waren 
Abschreibungen auf Wertpapiere in Höhe von 
338 Tsd. Euro vorzunehmen. 

Für Förderleistungen wurden 2016 insgesamt 
727 Tsd. Euro zur Verfügung gestellt, ca. 21 Tsd. 
Euro mehr als im Vorjahr. Die Rückflüsse aus der 
Projektförderung beliefen sich auf ca. 100 Tsd. 
Euro. Die Mittel für Wissenschaftliche Eigenini-
tiativen verteilen sich in 2016 mit einem Betrag 
von ca. 23 Tsd. Euro auf die durchgeführten Ver-
anstaltungen zum Thema Salafismus und mit 
kleineren Beträgen auf eine ausgerichtete öf-
fentliche Festveranstaltung sowie Kooperati-
onsveranstaltungen.

Die Ertragslage 

2016 2015

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG EUR EUR

Erträge aus Vermögensbewirtschaftung 803.695,63 1.009.085,61

Erträge aus Wertpapieren des Anlagevermögens 572.166,80 813.443,14

Finanzergebnis (Vermögensumschichtung) 231.528,83 195.642,47

Aufwendungen aus Vermögensbewirtschaftung 470.966,37 138.157,22

Entgelte der Dienstleister 131.829,06 136.350,30

Abschreibungen auf Wertpapiere des Anlagevermögens 337.565,38 0,00

Steuern vom Einkommen und Ertrag 1.571,93 1.806,92

Ergebnis aus Vermögensbewirtschaftung 332.729,26 870.928,39

Aufwendungen und Erträge aus Verwaltung -232.146,40 -219.407,34

Personalaufwendungen 193.368,40 180.996,18

Sachaufwendungen unter Berücksichtigung eigener Erträge 38.778,00 38.411,16

Jahresergebnis vor Erfüllung des Stiftungszweckes 100.582,86 651.521,05

Aufwendungen zur Erfüllung des Stiftungszweckes 760.144,26 717.578,36

Aufwendungen Projektförderung (Bewilligungen) 726.736,00 707.730,00

Wissenschaftliche Eigeninitiativen und Kooperationen 33.408,26 9.848,36

Erträge zur Erfüllung des Stiftungszweckes 122.911,67 27.029,49

Rückzahlungen Projektförderung 99.766,53 27.029,49

Förderung durch Dritte 23.145,14 0,00

Summe Förderung netto -637.232,59 -690.548,87

Jahresergebnis -536.649,73 -39.027,82

Gewinn- und Verlustrechnung 2016



Der Vorstand stellt den Jahresabschluss auf. 
Der Stiftungsrat bestätigt diesen und ent-

lastet den Vorstand. Nach § 14 (4) ist der Ab-
schluss durch einen Wirtschaftsprüfer zu prüfen. 
Hierfür beauftragte die DSF in 2016 die Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft Confidaris AG aus 
Osnabrück. 

Für die Jahresrechnung 2016 erteilte die Confi-
daris AG einen uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk. Die Wirtschaftsprüfer kommen 
hierin zu den folgenden Prüfungsurteilen: 

„Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus 
Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung - unter 
Einbeziehung der Buchführung der Deutschen 
Stiftung Friedensforschung (DSF), Osnabrück, für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 
2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstel-
lung des Jahresabschlusses nach den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften für Jahresabschlüsse 
von Stiftungen und den ergänzenden Regelungen 
in der Stiftungssatzung liegen in der Verantwor-
tung der gesetzlichen Vertreter der Stiftung. Unse-
re Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 

durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über 
den Jahresabschluss unter Einbeziehung der 
Buchführung abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu pla-
nen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch 
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund-
sätze ordnungsmäßiger Buchführung vermittel-
ten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge wesentlich auswirken, mit hinreichender Si-
cherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden Kenntnisse über die 
Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche 
und rechtliche Umfeld der Deutschen Stiftung 
Friedensforschung (DSF) sowie Erwartungen über 
mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der 
Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie 
Nachweise für die Angaben in Buchführung und 
Jahresabschluss überwiegend auf der Basis von 
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Aus dem Bestätigungsvermerk vom 16. Mai 2017 zitieren wir den Abschnitt Prüfungsurteil. 
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Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze unter Berücksichtigung stiftungsbezogener 
Besonderheiten und der wesentlichen Einschät-
zungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlus-
ses. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung 
eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Be-
urteilung bildet.“ 

Die Deutsche Stiftung Friedensforschung mit 
Sitz in Osnabrück ist unter der Stiftungsnummer 
16 (034) in das öffentliche Stiftungsverzeichnis 
des Amtes für regionale Landesentwicklung 
Weser-Ems (Stand: 27.08.2019) als rechtsfähige 
Stiftung des bürgerlichen Rechts eingetragen. 

Die DSF ist Mitglied im Bundesverband Deut-
scher Stiftungen. 

Die Ludwig Quidde-Stiftung 

Die unselbstständige Ludwig Quidde-Stiftung 
befindet sich seit 2011 in der Verwaltung der 
DSF. Sie verfolgt den Stiftungszweck das Leben 

Ludwig Quiddes in der 
Gegenwart zu erhalten 
und Forschungsvorha-
ben der Friedens- und 
Konfliktforschung zu för-
dern. Aus diesem Anlass 
schreibt die Stiftung die-
ses Jahr nun zum dritten 
Mal den Ludwig Quidde-
Preis aus. Dieser ruft das 
Lebenswerk von Ludwig 

Quidde in Erinnerung, der 1927 für seine frie-
denspolitischen Verdienste mit dem Friedens-
nobelpreis geehrt wurde. Der Preis ist mit 5.000 
Euro dotiert und zeichnet eine herausragende 
friedenswissenschaftliche Forschungsleistung 
im Sinne eines wissenschaftlichen Gesamtwer-
kes oder eines wegweisenden Forschungsan-
satzes aus. Da er in enger Verbindung mit dem 
Wirken Ludwig Quiddes steht, können Nominie-

rungen beispielsweise zu den Themenberei-
chen: das Lebenswerk Ludwig Quiddes, Frie-
densvölkerrecht, Pazifismus und internationale 
Friedensorganisation oder -forschung einge-
reicht werden. Für die aktuelle Ausschreibung 
wurden Prof. em. Dr. Jost Dülffer, Prof. Dr. Anna 
Geis, Prof. Dr. Heike Krieger und Prof. Dr. Ulrich 
Schneckener in die Jury berufen. 

Detaillierte Informationen zur Ludwig-Quidde-
Stiftung finden sich im stiftungseigenen Jahres-
bericht 2016.

Ludwig Quidde
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